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Beschlussvorschlag: 
 
 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss: 
 
1. die Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung wie folgt abzuhandeln: 

 
1.1  Schreiben des Kreises Mettmann vom 28.04.2009: 

 
Die Hinweise der unteren Immissionsschutzbehörde werden zur Kenntnis genommen. Die 
Verträglichkeit der gewerblichen mit der Wohnnutzung in Bezug auf Gewerbelärm, Gerüche 
etc. wird im Baugenehmigungsverfahren wie angeregt untersucht. 
 
Die Hinweise des Kreisgesundheitsamtes werden zur Kenntnis genommen. Die Auswirkun-
gen des vorhandenen und zusätzlichen Straßenverkehrs sowie der Tiefgaragenzufahrt auf 
die Bestandsbebauung sowie die geplanten Gebäude wurden im Schallgutachten unter-
sucht. Der Bebauungsplan setzt passive Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet fest. Die 
entsprechende Formulierung in der Begründung wurde korrigiert.  
Eine Grundrissgestaltung, bei der Schlaf- und Aufenthaltsräume allein zur lärmabgewandten 
Seite orientiert sind, ist aufgrund der Gebäudetiefe teilweise nicht realisierbar und wird auf-
grund der erforderlichen Flexibilität – die genaue Aufteilung zwischen Wohn- und Büro-/ 
Dienstleistungsflächen steht noch nicht fest – nicht gewünscht. Eine diesbezügliche Festset-
zung wird daher nicht in den Bebauungsplan aufgenommen. Zur Sicherung gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse wird der Einbau fensterunabhängiger Lüftungseinrichtungen an der 
lärmzugewandten Fassade festgesetzt. 
 
Die Hinweise der unteren Landschaftsbehörde werden zur Kenntnis genommen. Der Um-
weltbericht wurde in der Zwischenzeit erarbeitet und stellt die Auswirkungen der Planung auf 
die verschiedenen Schutzgüter dar. In diesem werden auch die artenschutzrechtlichen Be-
lange detailliert ausgeführt. 
Das Plangebiet befindet sich in einem Abstand von mind. 30 m von der Itter, so dass durch 
die Planungen nicht in den dort vorhandenen Gehölzbestand oder in das Gewässer selbst 
eingegriffen wird. 
 
Die Hinweise zum Planungsrecht werden zur Kenntnis genommen. 

 
 
1.2 Schreiben der RWE Rhein-Ruhr AG vom 03.04.2009: 
 

Die Hinweise auf die vorhandenen Leitungstrassen werden zur Kenntnis genommen. Weder 
in der Hochdahler Straße noch in der Mittelstraße, noch auf der Nordseite der Mühlenstraße 
erfolgen Straßenbauarbeiten, so dass davon auszugehen ist, dass die vorhandenen Leitun-
gen von der Planung nicht betroffen sind. 
Die „Schutzanweisungen für Versorgungsanlagen“ werden im Rahmen der Baumaßnahme 
selbstverständlich berücksichtigt. 

 
 
1.3 Schreiben der Stadtwerke Hilden GmbH vom 06.05.2009: 
 

Die Hinweise der Stadtwerke Hilden GmbH werden zur Kenntnis genommen. Der Zeitbedarf 
für eine teilweise notwendige Verlegung der vorhandenen Anlagen wird bei den weiteren 
Planungen berücksichtigt. Die bestehenden und zu erhaltenden Anlagen werden während 
der Baumaßnahmen entsprechend geschützt.  
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Gemäß Bebauungsplan sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 BauNVO, die der Ver-
sorgung des Gebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser sowie zur Ableitung von Abwas-
ser dienen, innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Eine genaue Abstim-
mung zur Lage und Ausgestaltung der entsprechenden Anlagen erfolgt im Rahmen der Ob-
jektplanung. 

 
 
1.4 Schreiben des Landesbetriebs Straßenbau NRW vom 21.04.2009: 
 

Die Hinweise von Straßen NRW werden zur Kenntnis genommen. Von der vormaligen Er-
schließungskonzeption mit einer alleinigen Anbindung an die Mühlenstraße wurde abgese-
hen. Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurden mehre-
re Erschließungsmöglichkeiten gutachterlich untersucht und bewertet. Der Stadtentwick-
lungsausschuss der Stadt Hilden hat mit Beschluss vom 05.05.2010 eine kombinierte Er-
schließung über die Mühlenstraße als auch über die Hochdahler Straße beschlossen. An der 
Hochdahler Straße ist demnach nur eine Zufahrt in die geplante Tiefgarage und an der Müh-
lenstraße nur eine Ausfahrt aus der geplanten Tiefgarage zulässig. Seitens des Verkehrs-
gutachters konnte bei der vorliegenden Variante ermittelt werden, dass eine ausreichende 
Qualität der Verkehrsabwicklung gewährleistet ist. 
Der Bebauungsplan setzt aufgrund der Verkehrslärmbelastung passive Lärmschutzmaß-
nahmen fest, die durch den Vorhabenträger im Rahmen der Realisierung des Projektes um-
gesetzt werden. Regelungen hierzu werden im Durchführungsvertrag aufgenommen. 
 

 
1.5 Schreiben der Rheinbahn AG vom 28.04.2009: 
 

Die Anregungen der Rheinbahn AG werden zur Kenntnis genommen. Es sind nach jetzigem 
Kenntnisstand keine Umbaumaßnahmen an der Hochdahler Straße erforderlich und geplant. 
Die vorhandene Haltestelle soll an ihrem aktuellen Standort prinzipiell beibehalten werden. 
Inwieweit Umbaumaßnahmen an der Haltestelle im Rahmen des Projekts durchgeführt wer-
den können, wird im Rahmen der weiteren Planungen geprüft. Des Weiteren wird darauf hin-
gewiesen, dass der Umbau der Haltestelle nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens ist.   

 
 
1.6 Schreiben des BUND vom 30.04.2009: 
 

Der Hinweis auf die unzureichende Beurteilungsbasis wird zur Kenntnis genommen. Diesbe-
züglich wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die frühzeitige Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange u.a. dazu dient, Anregungen im Hin-
blick auf Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung einzuholen, so dass die Er-
kenntnisse aus der frühzeitigen Beteiligung zur Erarbeitung des Umweltberichts dienen und 
auch die Vorlage eines Umweltberichts zu diesem Verfahrensstand keinesfalls erforderlich 
ist. 
 
Der Umweltbericht ist inzwischen erarbeitet worden. Er stellt dar, dass keine erheblichen und 
dauerhaft nachteiligen Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter zu erwarten sind.  
Die Belange des Artenschutzes wurden anhand einer Potenzialabschätzung über Nist-, Brut- 
und Jagdreviere von planungsrelevanten Arten, insbesondere mögliche Vorkommen von Vo-
gel- und Fledermausarten im Frühjahr 2009 analysiert. Im Ergebnis lässt sich zusammenfas-
sen, dass durch die Planung die Verbotstatbestände gemäß § 42 BNatSchG nicht berührt 
werden. Nist-, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten planungsrelevanter Arten konnten im Plan-
gebiet nicht nachgewiesen werden. An den Siedlungsraum angepasste Arten wie die Zwerg-
fledermaus können im Plangebiet prinzipiell vorkommen, die Strukturen im Plangebiet wei-
sen jedoch eine geringe Attraktivität auf, da eine intensive anthropogene Nutzung im Plan-
gebiet vorhanden ist. 
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Besondere Maßnahmen zum Klimaschutz werden im Durchführungsvertrag zum Vorhaben- 
und Erschließungsplan geregelt. Nach jetzigem Kenntnisstand beinhaltet dieser weiterge-
hende Anforderungen an die Wärmedämmung sowie in Teilbereichen die Begrünung von 
Dächern. Ergänzungen sind möglich. 
 
Mit der Neuplanung geht eine Erhöhung der Verkehrsbewegungen in der Mühlenstraße ein-
her. Folglich erhöhen sich auch die verkehrsinduzierten Luftimmissionen. Die Zunahme des 
Verkehrs ist jedoch in Relation zu den Verkehrsbewegungen in den umliegenden Straßen zu 
vernachlässigen. Aufgrund des hochwertigeren Gebäudestandards und der vorgesehenen 
Dachbegrünung in der Planung stellt der Umweltbericht auch positive Auswirkungen auf das 
Schutzgut Klima fest. 

 
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplans samt Begründung mit Umweltbericht erfolgt, 
einen entsprechenden Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses und des Rates vor-
ausgesetzt, im Sommer 2010. Der BUND wird dann erneut Gelegenheit haben, sich zu der 
Planung zu äußern. 

 
 
1.7 Schreiben der Bundesnetzagentur vom 17.04.2009: 
 

Die Hinweise der Bundesnetzagentur werden zur Kenntnis genommen. 
Die Höhe der Gebäude selbst wird gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplans einen 
Wert von 20 m nicht überschreiten. In geringem Umfang (10 % der Geschossfläche des da-
runterliegenden Geschosses) sind allerdings Technikaufbauten zulässig, die ein Überschrei-
ten der Höhe von 20 m zur Folge haben.  
Die genannten Betreiber von Richtfunkanlagen werden im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung des Bebauungsplanes beteiligt. 

 
 
1.8 Schreiben des Arbeitskreises Denkmalschutz und Denkmalpflege vom 28.04.2009: 
 

Die Hinweise des Arbeitskreises Denkmalschutz und Denkmalpflege werden zur Kenntnis 
genommen. Im Gestaltungsplan wurde keine Kennzeichnung von Baudenkmalen vorge-
nommen. Im Bebauungsplan sind die im Plangebiet befindlichen Baudenkmäler St. Jacobus-
kirche und das Pfarrhaus (Mühlenstraße Nr. 8) nachrichtlich als Baudenkmal gekennzeich-
net. 
 
Inwieweit ein Erhalt weiterer Bäume möglich ist, wird im Rahmen der konkreten Gebäude-
planung, auch vor dem Hintergrund der vorgesehenen Tiefgarage, geprüft werden. Eine 
Festsetzung weiterer Bäume zum Erhalt wird im Bebauungsplan jedoch nicht vorgenommen. 
Eine Begrünung des Platzes durch Bäume (Neupflanzungen) ist auch in Anlehnung an den 
Wettbewerbsbeitrag (Investorenwettbewerb 2007) vorgesehen. 

 
 
1.9 Schreiben des Behindertenbeirates der Stadt Hilden vom 14.05.2009: 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Zielvereinbarung zwischen dem Behin-
dertenbeirat der Stadt Hilden und der Stadt werden bei der weiteren Planung berücksichtigt.  

 
 
 
1.10 Schreiben des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland vom 04.06.2009: 
 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Aufstellung des vorha-
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benbezogenen Bebauungsplanes wurde in Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenk-
malpflege eine Untersuchung zur archäologischen Situation vorgenommen. Hier erfolgte zu-
nächst eine Überprüfung des bestehenden Karten- und Archivbestandes auf Hinweise zum 
Standort der Vorgängerkirche der Pfarrkirche St. Jacobus sowie deren Kirchhof. In einem 
weiteren Schritt wurden die Ergebnisse dargelegt und der weitere Untersuchungsumfang mit 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege abgestimmt. Daraufhin wurde eine archäologische 
Sachverhaltsermittlung durch eine Fachfirma in Form einer Sondierung durchgeführt. Es 
wurde eine ca. 8 x 5 m große Sondagefläche im Bereich nordöstlich der Kirche angelegt. Die 
Sondage wurde ca. 1,5 m tief ausgehoben. Im Ergebnis der Untersuchung wurden in den 
oberen Bodenhorizonten menschliche Knochenreste gefunden. Klare Hinweise zur Lage des 
alten Kirchhofes bestehen jedoch nach den Befunden nicht. Ferner wurde Abbruchschutt in 
der Sondagefläche vorgefunden. Hierbei bleibt unklar, ob es sich bei der vorgefundenen 
Grube um einen ausgebrochenen Keller handelt. Der Standort der Vorgängerkirche wird 
nach Interpretation des Karten- und Archivbestandes für den westlichen Teilbereich der heu-
tigen Lage der St. Jacobuskirche mit hoher Wahrscheinlichkeit lokalisiert. Da nach den vor-
genommenen Untersuchungen nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei Umsetzung der 
Planung die Belange des Bodendenkmalschutzes berührt werden, sind die anstehenden 
Erdarbeiten unter archäologischer Fachaufsicht durchzuführen. Regelungen hierzu werden 
im Durchführungsvertrag aufgenommen. Auch erfolgt ein Hinweis im Bebauungsplan. Die 
Ergebnisse der Untersuchungen werden im Umweltbericht beschrieben und bewertet und 
somit in die Abwägung eingestellt.  

 
1.11 Schreiben des LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland vom 03.06.2009: 
 

Die nördlich an die St. Jacobuskirche angebaute Sakristei ist ebenfalls Gegenstand des 
Baudenkmals St. Jacobuskirche. Dementsprechend wird die Sakristei nachrichtlich als Bau-
denkmal im Bebauungsplan gekennzeichnet. Der Bebauungsplan bereitet neue Anbauten an 
der St. Jacobuskirche durch die Festsetzung von überbaubaren Grundstücksflächen vor. 
Dieser Bereich befindet sich jedoch außerhalb des Geltungsbereiches des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes. Dieser Bereich des Bebauungsplanes hat somit den Charakter eines 
Angebotsbebauungsplanes. Konkrete Absichten für den Neubau der Sakristei und eines 
neuen Eingangsbereiches bestehen derzeit nicht. Durch die Festsetzungen des Bebauungs-
planes soll für diesen Bereich in erster Linie die avisierte Entwicklung gemäß dem Wettbe-
werbsbeitrag vorbereitet werden. Sofern konkrete Bauabsichten hier bestehen sollten, wird 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens das LVR-Amt für Denkmalpflege beteiligt.  

 
1.12 Das Protokoll der frühzeitigen Bürgerbeteiligung vom 30.04.2009 wird zur Kenntnis genom-

men und in die Abwägung einbezogen. 
 
 
2. die öffentliche Auslegung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 73A, 6. Ände-

rung (VEP Nr. 13), sowie die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 4 Abs. 2 i. V. m. § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) 

 
Das Plangebiet befindet sich im Zentrum Hildens und wird begrenzt im Norden durch die 
Berliner Straße, im Nordwesten durch die Bebauung südlich der Berliner Straße sowie die 
Nordseite der Mühlenstraße, im Südwesten durch die Bebauung zwischen Mittelstraße und 
Mühlenstraße, im Süden durch die Mittelstraße und im Osten durch die Hochdahler Straße. 
Davon betroffen sind die Flurstücke 10, 401, 403, 642, 752, 764, 766, 1079, 1080 und Teile 
der Flurstücke 55, 58 und 824 der Flur 49 sowie Teile der Flurstücke 1023 und 1033 der Flur 
59 in der Gemarkung Hilden. 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes soll planungsrechtlich eine Umstrukturierung des Be-
reiches um die St. Jacobuskirche und den Auftakt der Fußgängerzone ermöglichen. Kirchli-
che und kirchennahe Nutzungen sollen dauerhaft gesichert werden. Daneben sollen kernge-
bietstypische Nutzungen und Wohnnutzungen zu einer Belebung des Standortes führen. 
 
Dem Offenlagebeschluss liegt die Entwurfsbegründung inklusive Umweltbericht mit Stand 
vom 27.05.2010 zugrunde.  

  
 
 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat am 18.03.2009 den Beschluss zur Aufstel-
lung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13) gefasst.  
Das Plangebiet befindet sich im Zentrum Hildens und wird begrenzt im Norden durch die Berliner 
Straße, im Nordwesten durch die Bebauung südlich der Berliner Straße sowie die Nordseite der 
Mühlenstraße, im Südwesten durch die Bebauung zwischen Mittelstraße und Mühlenstraße, im 
Süden durch die Mittelstraße und im Osten durch die Hochdahler Straße. Das Plangebiet umfasst 
die Flurstücke 10, 401, 403, 642, 752, 764, 766, 1079, 1080 und Teile der Flurstücke 55, 58 und 
824 der Flur 49 sowie Teile der Flurstücke 1023 und 1033 der Flur 59 in der Gemarkung Hilden.  
 
Am 30.04.2009 wurde eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zu dem Bebauungsplanent-
wurf durchgeführt. Die Betroffenen wurden schriftlich sowie mittels Presse und Internet eingeladen. 
Das Protokoll zu der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung liegt dieser Sitzungsvorlage bei. Die 
Inhalte der Bürgerbeteiligung sind in die Abwägung einbezogen worden. Ebenfalls beigefügt sind 
Briefe von Bürgerinnen und Bürgern, die sich im Nachgang zur Bürgeranhörung an die Stadt Hil-
den gewandt haben. 
 
Ferner wurde am 22.04.2010 eine öffentliche Moderationsveranstaltung für die zur Diskussion ste-
henden Erschließungsvarianten durchgeführt. Auch das Protokoll dieser Veranstaltung ist beige-
fügt. 
 
Aus den Anregungen der Bürger im Rahmen der Beteiligung ergab sich keine direkte Notwendig-
keit, den Bebauungsplanentwurf grundlegend zu überarbeiten. Der Bebauungsplanentwurf wurde 
jedoch ergänzt. Im Nachgang der frühzeitigen Beteiligungsschritte wurden verschiedene Erschlie-
ßungsvarianten untersucht und bewertet. Im Rahmen der öffentlichen Moderationsveranstaltung 
wurde hinsichtlich der Erschließung ein Kompromiss gefunden, der eine kombinierte Erschließung 
über die Hochdahler Straße und die Mühlenstraße vorsieht.  
 
Im Rahmen der Bürgeranhörung wurde bemängelt, dass die Planung zu einer erhöhten Verkehrs-
zunahme in der Mühlenstraße und Beeinträchtigung der hier vorhandenen Wohnbebauung einher-
geht. Es wurde angeregt, eine alternative Erschließung der geplanten Tiefgarage mit rd. 150 Stell-
plätzen über die umliegenden Straßen vorzusehen. In der Verkehrsuntersuchung konnte nachge-
wiesen werden, dass die Mühlenstraße auch unter Beachtung eines verkehrsberuhigten Bereiches 
problemlos die zusätzlichen Verkehre aufnehmen kann. Anderweitige Erschließungsmöglichkeiten 
wurden seitens der Fachgutachter untersucht. Neben der verkehrstechnischen Aussage sind nach 
Prüfung der Alternativen diese auch aus städtebaulichen und wirtschaftlichen Gründen zu würdi-
gen. Es wurden demnach zwei der insgesamt sechs untersuchten Erschließungsvarianten nach  
Prüfung der verkehrlichen, der städtebaulichen und der wirtschaftlichen Belange für eine weitere 
Planung empfohlen. Dies waren die alleinige Erschließung über die Mühlenstraße und eine kombi-
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nierte Erschließung über die Hochdahler Straße und die Mühlenstraße. Darüber hinaus wurde die 
Tiefgaragenkonzeption optimiert.  
 
Es ist demnach lediglich eine private Tiefgarage mit max. 120 Stellplätzen vorgesehen. Bei der 
öffentlichen Moderationsveranstaltung haben sich die anwesenden Parteien gemeinsam auf die 
kombinierte Erschließung über die Hochdahler Straße und die Mühlenstraße geeinigt. Dabei ist im 
Bereich der Hochdahler Straße ausschließlich eine Einfahrt und im Bereich der Mühlenstraße aus-
schließlich eine Ausfahrt zulässig.  
Bei dieser Erschließungsvariante liegen die Verkehrszahlen der Mühlenstraße bei Umsetzung der 
Planung in etwa auf dem heutigen Niveau. Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat 
mittlerweile mit Beschluss vom 05.05.2010 diese kombinierte Erschließungsvariante für das wei-
tergehende Bauleitplanverfahren beschlossen.  
Auch die verkehrsinduzierten Lärmimmissionen wurden durch eine schalltechnische Untersuchung 
geprüft, im Bereich der Mühlenstraße sind keine erheblichen zusätzlichen Lärmimmissionen zu 
erwarten. Zwar geht in Teilen (Abschnitt Mühlenstraße Ost) eine geringfügige Erhöhung der Lärm-
immissionen einher, jedoch wird in weiten Teilen des Plangebietes eine Verbesserung der Lärmsi-
tuation erwartet. Dies ist auf die geplanten Gebäude längs der Hochdahler Straße zurückzuführen, 
die die Funktion eines aktiven Lärmschutzes übernehmen. Nach Prüfung der alternativen Er-
schließungsmöglichkeiten und der durchgeführten öffentlichen Moderationsveranstaltung konnte 
den Anregungen entsprochen werden.  
 
Den Anregungen, die jetzige Brache so bestehen zu lassen, um die Wohnruhe im Bereich der 
nördlichen Mühlenstraße nicht zu gefährden, konnte aus städtebaulichen Gründen nicht gefolgt 
werden. Die jetzige Situation stellt sich für die bedeutende Lage des Plangebietes am Eingangstor 
der Hildener Innenstadt als nicht adäquat dar. Ziel der Planung ist eine Aufwertung und eine Bele-
bung des Eingangsbereiches der Innenstadt.  
 
Die Anregungen in Bezug auf die längeren Öffnungszeiten (sonntags und nachts) des öffentlichen 
Parkhauses am Rathaus wurden geprüft, es sind keine längeren Öffnungszeiten des öffentlichen 
Parkhauses am Rathaus vorgesehen. 
 
Mit dem Gestaltungsplan, dem Bebauungsplanvorentwurf und der textlichen Erläuterung zur Pla-
nung wurde mit Schreiben vom 27.03.2009 neben den verwaltungsinternen Fachämtern die Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt. 
 
Im Zuge der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurde angeregt, die Auswirkungen auf die 
Schutzgüter im Rahmen des Umweltberichtes zu Untersuchung und darzustellen. Insbesondere 
die durch die Planung bedingten Lärmimmissionen sollten untersucht werden. Im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens wurden eine Verkehrsuntersuchung sowie eine schalltechnische Untersu-
chung durchgeführt. Ferner wurde darauf verwiesen, dass der Artenschutz im Rahmen des Bau-
leitplanverfahrens abzuprüfen ist, hierzu sind entsprechende Aussagen im Umweltbericht getätigt.  
 
Der BUND verweist des Weiteren auf die Notwendigkeit von Klimaschutzmaßnahmen in seiner 
Stellungnahme. Im Durchführungsvertrag werden hierzu Aussagen getätigt. Als Klimaschutzmaß-
nahmen werden begrünte Dächer in Teilbereichen sowie eine erhöhte Anforderung an die Außen-
dämmung der Neubebauung weiter verfolgt. 
 
Auf Grund der Anregungen des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege wurde eine Untersuchung zur 
archäologischen Situation vorgenommen. Da im Ergebnis der Untersuchung nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass die Belange der Bodendenkmalpflege nicht berührt werden, sind die mit dem 
Vorhaben in Verbindung stehenden Erdarbeiten unter archäologischer Fachaufsicht durchzuführen 
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Von dem Tiefbau- und Grünflächenamt wurde angeregt, eine zusätzliche Erschließung über die 
Hochdahler Straße zu prüfen. Dieser Anregung wurde aus bereits zuvor genannten Aspekten im 
Zuge der Verkehrsuntersuchung gefolgt.  
 
Weitere Anregungen und Hinweise der Fachdienststellen sowie verschiedener Leitungsbetreiber 
wurden vorgebracht, die im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Berücksichtigung 
fanden.  
 
Falls der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 07.07.2010 die öffentliche Auslegung des Ent-
wurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurfes beschließt, ist die Offenlage gem. § 3 
Abs. 2 BauGB für den Zeitraum vom 26.07.2010  bis zum 17.09.2010 geplant. Durch diese Termi-
nierung wird auf die Sommerferien in NRW Rücksicht genommen. 
 
 
(Horst Thiele) 
  
 
 
 

















Sparte: Beleuchtung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Mittelspannung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Niederspannung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Steuerkabel 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Beleuchtung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung Blatt2 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Mittelspannung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung Blatt2 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Niederspannung 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung Blatt2 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Steuerkabel 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung Blatt2 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Gas 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Wasser 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Gas 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.



Sparte: Wasser 
Straße: Mittelstraße(Reichshof) 
Bemerkung: Planung 
Bearbeiter: Rudolph 
Datum: 05.05.2009 
Gültig: 1 Monat 
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Es wird hiermit ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die in den Plänen 
enthaltenen Angaben und Maßzahlen 
hinsichtlich Lage und Verlegungstiefe 
unverbindlich sind. Die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch 
fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(Ortung,  Querschläge, Suchschli tze,  
Handschachtung o. a.) festzustellen. Außer 
Betrieb befindliche Leitungen sind nicht 
vollständig dokumentiert. Vorgaben der 
Leitungsschutzanweisung sind zu beachten.
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               Der Bürgermeister 

Planungs- und Vermessungsamt            Hilden, den 08.05.2009   
             -Stadtplanung -              IV/61.1-73A,6.Änd. 
            Groll/Koller 
 
              
                    
 
Aufstellung vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 73A, 6. Änderung/ VEP 
Nr. 13 
48. Änderung des Flächennutzungsplans 
hier: Frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
Protokoll der Bürgeranhörung am 30.04.2009 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei folgendem Protokoll nicht um ein Wortprotokoll 
handelt, sondern um ein Inhaltsprotokoll. 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat am 18.03.2009 den Beschluss zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13) 
und zur Aufstellung der 48. Flächennutzungsplanänderung gefasst.  

Das Plangebiet befindet sich in zentraler Lage am Ostrand der Hildener Innenstadt, etwa 
500 m vom Alten Markt entfernt am Anfang der Fußgängerzone „Mittelstraße“. Es umfasst 
die Flächen der St. Jacobuskirche und des zugehörigen Pfarrhauses sowie den „alten 
Reichshof“. Außerdem wird der Kreuzungsbereich Hochdahler Straße / Berliner Straße  
überplant. Das Plangebiet entspricht damit überwiegend den Flächen, die im Rahmen des 
Investoren-Wettbewerbs zur Umstrukturierung des Reichshof-Areals im Jahr 2007 unter-
sucht wurden. 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 73A, 6. Änderung (VEP 
Nr. 13), wird im Norden begrenzt durch die Berliner Straße, im Nordwesten durch die Be-
bauung südlich der Berliner Straße sowie die Nordseite der Mühlenstraße, im Südwesten 
durch die Bebauung zwischen Mittelstraße und Mühlenstraße, im Süden durch die Mit-
telstraße und im Osten durch die Hochdahler Straße. Es umfasst in der Gemarkung Hilden, 
Flur 49, die Flurstücke 10, 401, 403, 642, 752, 764, 766, 1079 und 1080 sowie Teile der 
Flurstücke 55, 58 und 824 und in Flur 59 Teile der Flurstücke 1023 und 1033. 

Die Bürgerinnen und Bürger wurden gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) im Rahmen 
einer Bürgeranhörung am 30.04.2009 an dem Verfahren beteiligt. 

Die im Rat vertretenen Parteien erhielten schriftliche Einladungen. In der Umgebung des 
Plangebietes wurden Handzettel verteilt. Des Weiteren wurde im redaktionellen Teil der loka-
len Presse auf den Termin hingewiesen, betroffene Grundstückseigentümer erhielten eben-
falls eine Einladung. 

Zu dem Termin waren erschienen  

1. Bürgerinnen und Bürger gemäß beiliegender Liste 

2. als Vertreter der Verwaltung: Herr Groll 

3. als Vertreter des mit der Erarbeitung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans be-
auftragten Stadtplanungsbüros (ISR Stadt + Raum): Herr Roth, Frau Koller 

4. als Vertreter des Investors (Reichshof Hilden GmbH): Herr Dr. Bogatzki 
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5. als Vertreter des planenden Architekturbüros (Christof Gemeiner Architekten): Herr 
Gemeiner 

6. als Vertreter der im Rat vertretenen Parteien: Frau Donner, Herr Bartel, Herr Bom-
mermann, Herr Büttner, Herr Kaltenborn, Herr Reffgen, Herr Schlottmann, Herr Wein-
rich, Herr Welke 

 

Herr Groll eröffnete die Sitzung um 18.00 Uhr und stellte sich selbst als Mitglied der Verwal-
tung, sowie Herrn Bogatzki, Herrn Gemeiner, Herrn Roth und Frau Koller vor.  

Anschließend wurden die Anwesenden von Herrn Groll über den Ablauf der Bürgeranhörung 
informiert und auf ihre Bedeutung im Rahmen des Verfahrens nach dem Baugesetzbuch 
hingewiesen. Außerdem informierte Herr Groll die Anwesenden darüber, dass die gestellten 
Fragen, die Antworten darauf und die Anregungen allgemein protokolliert werden. Damit soll 
sichergestellt werden, dass die von den Bürgerinnen und Bürgern vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen den Mitgliedern des Stadtentwicklungsausschusses und des Rates weiter-
gegeben werden können und im weiteren Planungsprozess Berücksichtigung finden. Das 
Protokoll kann bei der Verwaltung ca. zwei Wochen nach der Veranstaltung angefordert wer-
den. Zudem verwies Herr Groll auf die Möglichkeit, sich im Internet über den weiteren Ver-
lauf des Planverfahrens zu informieren. Bei der späteren Offenlage könnten sich die Bürger 
ausführlich über den konkreten Bebauungsplanentwurf informieren und Anregungen vortra-
gen; daneben würden die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erarbeiteten Untersu-
chungen (z. B. Verkehrsgutachten, Umweltbericht) zur Verfügung stehen. 

Im Anschluss erläuterte Herr Roth als Vertreter des mit der Erstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans beauftragten Planungsbüros ISR die verschiedenen Verfahrensschritte 
bei der Aufstellung eines Bauleitplans. Er stellte im Folgenden die gegenwärtige Situation vor 
Ort und die beabsichtigten Planungen vor.  

Das Plangebiet befindet sich größtenteils im Besitz der katholischen Kirchengemeinde St. 
Jacobus in Hilden, die Teilfläche an der Kreuzung Berliner Straße / Hochdahler Straße ge-
hört einem privaten Eigentümer.  

Die Kirchengemeinde möchte ihre Nutzungen neu organisieren und besser zusammenfas-
sen und hat aus diesem Grund im Jahr 2007 ein Investorenauswahlverfahren durchgeführt.  

Dieses hatte zum Ziel, Ideen für eine Neunutzung des Areals und für eine städtebauliche 
Neugestaltung des Bereichs zu sammeln. 

Grundlegender Gedanke des im Wettbewerb siegreichen Entwurfskonzeptes ist es, die St. 
Jacobuskirche als Solitär freizustellen und einen neuen Platz im Stadtraum zu schaffen, den 
St. Jacobusplatz. Die Bebauung zwischen Itter und Mühlenstraße wird als „schützender 
Mantel“ der Kirche betrachtet, der durch die Anordnung der neuen Baukörper ergänzt wird. 

Durch bauliche Lücken sollen Wege- und Sichtbeziehungen geschaffen bzw. wiederherge-
stellt werden. Diese baulichen Lücken sind aus dem erfolgreichen Wettbewerbsbeitrag über-
nommen. Sie dienen der Gliederung der geplanten Gebäude untereinander und erzeugen 
wahrnehmbare Sicht- und Wegebeziehungen. Dazu wird der heutige Reichshofs an seinem 
derzeitigen Standort durch ein neues Gebäude aufgenommen, das Gestaltungsmerkmale 
des Reichshofs zitiert und in einer zeitgemäßen und modernen Architektursprache interpre-
tiert. Weitere Neubauten umschließen den neuen Jacobusplatz und grenzen diesen zur viel-
befahrenen Hochdahler Straße ab. In den Gebäuden werden Büro- und Dienstleistungsnut-
zungen sowie Wohnnutzungen angestrebt, um zur Belebung des Standortes beizutragen.  

An der Kreuzung Berliner Straße / Hochdahler Straße markieren zwei prägnante Gebäude 
als Ergänzung des gegenüberliegenden Bestandsgebäudes die Eingangssituation in die In-
nenstadt. Damit soll dem gegenüberliegenden derzeit übergewichtigen Baukörper ein star-
kes Pendant gegenübergestellt und der Kreuzungspunkt markiert werden. 
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Die als Baudenkmal eingetragenen Gebäude St. Jacobuskirche und Pfarrhaus werden durch 
den Bebauungsplan im Bestand planungsrechtlich gesichert. Im Bebauungsplan werden die-
se Gebäude nachrichtlich als Baudenkmal gekennzeichnet. Im nördlichen und südlichen An-
schluss an das Kirchengebäude werden weitere überbaubare Flächen im Bebauungsplan 
vorgesehen, um die geplanten neuen Anbauten (Sakristei, Eingangsbereich) gemäß dem 
städtebaulichen Entwurf zu realisieren. 

Die Geschossigkeit und die Höhenentwicklung orientieren sich an den Gebäuden im Umfeld 
sowie an der Höhe des alten Reichshofes. Diese sollen im Bebauungsplan verbindlich fest-
gesetzt werden. Die geplanten Dichtewerte (Grundflächenzahl von 1,0 und Geschossflä-
chenzahl von 3,0) entsprechen weitgehend den Werten des bestehenden Bebauungsplans 
und orientieren sich an den Obergrenzen des § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO). 

Planungsintention ist, durch die vorhandenen und geplanten Nutzungen Synergien zu erzeu-
gen und eine nachhaltige Belebung des Bereichs durch eine Stärkung der Wohnnutzung zu 
erreichen. So werden einerseits Synergien zwischen dem Gemeindezentrum und der beste-
henden Seniorenwohnanlage erkannt und andererseits eine Stärkung des Standorts durch 
die Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzungen in Verbindung mit der Wohnnutzung erwar-
tet.  

Das bestehende Planungsrecht mit einer Darstellung als Fläche für den Gemeinbedarf im 
Flächennutzungsplan und mit den im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen ermöglicht 
nicht die Umsetzung des ausgewählten Entwurfs aus dem Auswahlverfahren, der von der 
Kirchengemeinde selbst, vom Rat der Stadt Hilden sowie der Erzdiözese Köln befürwortet 
wird. 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als Fläche 
für den Gemeinbedarf mit Kirchen und kirchlichen Zwecken dienenden Gebäuden und Ein-
richtungen dar. Im Eckbereich der Berliner Straße / Hochdahler Straße, im Nordosten des 
Änderungsbereiches, ist eine gemischte Baufläche – Kerngebiet dargestellt. 

Um die Planung umsetzen zu können, ist daher parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans 
die Änderung des FNP erforderlich. Dabei soll die Fläche für den Gemeinbedarf auf den Be-
reich der St. Jacobus-Kirche und des Pfarrhauses reduziert werden. Die übrigen Flächen des 
Plangebiets sollen als gemischte Baufläche dargestellt werden. 

Damit sich die Anwesenden ein besseres Bild von der geplanten Bebauung machen können, 
wurde die Planung zum Abschluss anhand von Perspektiven des Büros Christof Gemeiner 
Architekten illustriert. 

Herr Groll wies darauf hin, dass nun Anmerkungen gemacht werden könnten. 

Zunächst erklärte er, dass er bereits im Vorfeld mehrfach auf die Verkehrsproblematik ange-
sprochen worden sei. Zur vorliegenden Planung seien mehrere Erschließungsalternativen in 
Betracht gezogen worden, die er noch erläutern würde. 

Die geplanten Nutzungen wurden durch Herrn Roth dargestellt. Mit dem Entschluss zur Neu-
gestaltung des Areals wurde auch die Entscheidung getroffen, dass die meisten bestehen-
den Nutzungen (bspw. die Vereine) nicht an diesem Standort bleiben können. Der mit diesen 
Nutzungen verbundene Verkehr falle demnach weg. 

Für die neuen Wohnungen und Geschäfte bzw. Büros und die kirchlichen Nutzungen werde 
eine Tiefgarage mit 150 Plätzen errichtet, die über die Mühlenstraße erschlossen werde. Da-
bei werde es sich um eine private Tiefgarage handeln und nicht um eine öffentlich zugängli-
che wie bspw. am Rathaus. Ggf. müsse eine weitere Tiefgarage für die nicht zum Projekt 
Reichshof gehörende Bebauung an der Ecke Hochdahler Straße / Berliner Straße errichtet 
werden. 

Herr Roth erläuterte, dass bei dem geringst möglichen Büroanteil insgesamt ca. 80- 85 
Wohneinheiten entlang der Hochdahler Straße und weitere ca. 10 Wohnungen in dem ge-
planten Gebäude an der Mühlenstraße entstehen würden. 
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Herr Groll führte weiter aus, dass derzeit ein Verkehrs- und ein Immissionsschutzgutachten 
erstellt würden, die den Nachweis zu erbringen hätten, dass keine schädlichen Umweltein-
wirkungen und keine unzulässige Lärmbelastung für die bestehende Bebauung entstehen. 
Dazu würden dann ggf. Festsetzungen im BP getroffen. Diese Gutachten werden zur Offen-
lage vorliegen, so dass sich die Bürger dann genauer informieren könnten. 

Anschließend wurde um Stellungnahmen und Anregungen der Anwesenden gebeten. 

 

Die Bürgerinnen und Bürger stellten folgende Fragen bzw. gaben folgende Anregun-
gen zur Planung: 

 
* Warum wird die Tiefgarage nicht von der anderen Seite erschlossen anstatt über die 
Spielstraße?  

Herr Groll stellte dazu klar, dass es sich bei der Mühlenstraße straßenverkehrsrechtlich nicht 
um eine Spielstraße, sondern um einen verkehrsberuhigten Bereich handelt. Dies sei ein 
wichtiger Unterschied. Im verkehrsberuhigten Bereich haben Fußgänger Vorrang, es handelt 
sich allerdings um eine Erschließungsstraße, an der man Kinder nicht ohne Aufsicht spielen 
lassen darf. 

Er führte weiter aus, dass die Anbindung der Tiefgarage bereits länger diskutiert worden sei. 
Es gebe hier prinzipiell vier Alternativen: 

1. Die jetzt geplante Erschließung über die Mühlenstraße. 

2. Eine Öffnung der Mühlenstraße zur Kreuzung an der Hochdahler Straße hin. Diese Zu-
fahrt sei dann aber nur schwer beherrschbar, so dass auch mehr Verkehr in die Mühlenstra-
ße gezogen würde. Diese Kreuzung werde zudem täglich von ca. 45.000 Kfz befahren, so 
dass die Öffnung aus Gründen der Verkehrssicherheit verworfen worden sei. 

3. Eine Tiefgaragenzufahrt an der Mittelstraße. Hier beginne allerdings die Fußgängerzone, 
die Anlieferung der dort vorhandenen Geschäfte laufe bereits über die Mittelstraße. Da hier 
die Schaffung eines innerstädtischen Platzes gewünscht sei und der neue Reichshof auch 
ein gastronomisches Angebot, ggf. mit Außenbereichen, enthalten solle, komme eine Zufahrt 
hier nicht in Frage. 

Eine Tiefgaragenzufahrt/ Rampe würde zudem im Gegensatz zur geplanten Verbindung von 
Fußgängerzone und St.Jacobus-Platz stehen sowie den Platz selbst beeinträchtigen. 

4. Zufahrt von der Hochdahler Straße. Diese Lösung war zunächst vom Tiefbauamt vorge-
schlagen worden. Aufgrund der starken Verkehrsbelastung der Hochdahler Straße seien hier 
allerdings nur rechts rein / rechts raus – Fahrbeziehungen möglich, was die Nutzbarkeit der 
Tiefgarage stark einschränke. Diese Variante werde allerdings als Ergänzung noch einmal 
geprüft. 

Herr Groll wies noch einmal darauf hin, dass die wegfallenden Verkehre ebenfalls zu be-
rücksichtigen seien. Bei größeren Festen der Vereine gebe es regelmäßig Beschwerden ü-
ber die Verkehrsbelastung. Diese Belastung würde in Zukunft wegfallen. 

 

* Es wurde angemerkt, dass bei ca. 80 Wohneinheiten und der kirchlichen Nutzung 150 
Stellplätze in der Tiefgarage nicht ausreichen werden. Mehr Plätze bedeuteten dann auch 
mehr Verkehr. Außerdem wurde gefragt, ob die Anlieferung der neuen Geschäfte ebenfalls 
über die Mühlenstraße erfolgen solle. 

Herr Roth erklärte, dass im Bestand auf dem Gelände rund um die Kirche und den Reichs-
hof bereits 50 oberirdische Stellplätze vorhanden seien, die zukünftig wegfallen und durch 
Plätze in der Tiefgarage ersetzt würden. Am Ende der Mühlenstraße fielen weitere Stellplät-
ze weg. 
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Die Anlieferung der Geschäfte solle prinzipiell über die Mittelstraße erfolgen, ggf. teilweise 
auch über die Mühlenstraße. Dieser Fall werde durch die Gutachter als worst-case-Szenario 
zugrunde gelegt, es werde also von den ungünstigsten Werten ausgegangen, auch wenn 
dieser Fall weniger realistisch sei. 

Herr Groll ergänzte, dass Einzelhandel und Gastronomie nur relativ wenig Flächen in den 
neuen Gebäuden einnehmen werden (etwa ab dem Knick nach Süden bis zur Mittelstraße) 
und wie auch bei den übrigen Geschäften an der Mittelstraße eine Anlieferung über die Fuß-
gängerzone an Werktagen bis 11 Uhr vorgesehen sei. Dies stehe auch nicht im Widerspruch 
zu einer öffentlichen Nutzung des neuen St. Jacobus-Platzes. 

[Anm.: nach den neuesten Erkenntnissen ist eine Belastung der Mühlenstraße durch Anlie-
ferverkehr nicht gewünscht, so dass die Anlieferung der Gastronomie- und Einzelhandelsbe-
triebe, die sich zudem im südlichen Teil der Neubebauung befinden werden, nur über die 
Mittelstraße erfolgen soll.] 

Herr Groll erklärte weiter, dass man stets bemüht sei, alle möglichen Einwände vorab zu be-
rücksichtigen, sich aber manches erst im Verfahren zeigen könne. Die Anregung, dass weni-
ger zusätzliche Verkehre erzeugt und für alle künftigen Nutzer ausreichend Stellplätze in der 
Tiefgarage vorgesehen werden sollten, werde selbstverständlich aufgenommen. 

Er verwies darauf, dass in der Tiefgarage des Wohnparks noch Plätze frei seien. Wer keine 
Miete für einen Stellplatz zahlen wolle, dem stehe dies natürlich frei. Man müsse dann aber 
damit leben, ggf. einige Hundert Meter zur Wohnung laufen zu müssen. Es bestehe kein An-
recht auf die private Nutzung eines öffentlichen Stellplatzes, auch  nicht in einer Bewohner-
parkzone wie der Mühlenstraße. 

 

* Wie viele Stellplätze fallen zukünftig an der Mühlenstraße weg? 

Herr Roth erklärte, dass entlang der Straße fast alle Längsparker erhalten blieben. Nur am 
Ende der Straße fielen einige Plätze in Queraufstellung weg, da die Gebäude etwas näher 
an die Straße heranrücken. 

 

*   Es wird bemängelt, dass die Müllabfuhr keine Wendemöglichkeit mehr hat. 

Herr Groll verwies darauf, dass die Planung mit der Müllabfuhr besprochen worden sei. Zwi-
schen den neuen Baukörpern entlang der Mühlenstraße sei eine Wendemöglichkeit gege-
ben. 

 

*   Es wird gefragt, ob das Bewohnerparken erhalten bleiben solle. 

Herr Groll bejahte diese Frage. 

 

*   Soll der verkehrsberuhigte Bereich erhalten bleiben? Es gibt vermutlich Richtlinien, wel-
che Verkehrbelastung für einen verkehrsberuhigten Bereich nicht überschritten werden dür-
fe. Die Annahme, die wegfallenden und die neuen Verkehre glichen sich aus, ist naiv.  

Herr Roth erläuterte, dass nicht davon ausgegangen werde, dass die Zahlen unverändert 
blieben. Es werde durch die Neuplanung zusätzliche Verkehre geben, allerdings nicht in ü-
bermäßigem Umfang. Der Verkehr werde sich nicht verdoppeln. 

 

*   Es wird angemerkt, dass dort sicher auch Familien mit Kindern wohnen würden und dass 
diese aufgrund der Aktivitäten der Kinder sicher 12 Fahrten täglich unternehmen würden. 

Herr Groll sagte dazu, dass das Wohnen in der Innenstadt gerade deshalb an Attraktivität 
gewinne und gefördert würde, weil dort alles gut zu Fuß erreichbar sei und auf Pkw-Fahrten 
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teilweise verzichtet werden könne. Von diesem Standort aus seien bspw. Einkaufsmöglich-
keiten, Schulen und die Musikschule zu Fuß erreichbar. Daher sei nicht mit einer so hohen 
Zahl an täglichen Fahrten zu rechnen. 

 

*   Es wird bemängelt, dass die Neuplanung einen Wertverlust der bestehenden Wohnungen 
bedeuten würde. 

Herr Gemeiner erklärte, dass der jetzige Zustand wenig attraktiv sei und eine Abwertung des 
Umfelds bedeute. Die Entwicklung der Flächen bedeute eine große Chance. Der zusätzliche 
Verkehr werde bestimmt verträglich sein. Durch die attraktive Gestaltung des Standorts 
komme es zu einer Aufwertung des ganzen Bereichs. 

 

*   Es wird erwidert, dass das Umfeld so gewünscht sei, wie es ist, und die jetzige Situation 
nicht als Abwertung empfunden werde. Die sogenannte Brache solle bleiben. 

Herr Groll sagte dazu, dass das Areal des Wohnparks ebenfalls einmal eine Brache gewe-
sen sei, die neu entwickelt wurde, weil die Stadt hier großes Potenzial sah. Genauso verhal-
te es sich im vorliegenden Fall. Im Plangebiet stünden einige baufällige Pavillons, auch der 
Reichshof sei heruntergekommen. Dieser Zustand werde dem östlichen Teil der Mittelstraße 
nicht gerecht. Man könne nicht erwarten, dass sich innerhalb von 25 Jahren im Umfeld nichts 
verändert. 

Herr Groll verwies außerdem darauf, dass der bestehende Bebauungsplan bereits eine Be-
bauung mit fünf Vollgeschossen ermögliche, dass also auch ohne die vorliegende Planung 
bereits Veränderungen möglich seien. Das geltende Planungsrecht entspreche nicht mehr 
dem Stand der Zeit. Die Neuplanung enthalte dagegen alles, was heutzutage in der Stadt-
planung zu berücksichtigen sei in Bezug auf Lärmschutz, Begrünung etc. 

Das bestehende Planungsrecht sei in den vergangenen 25 Jahren nie ausgeschöpft worden 
und solle nun in heutige Maßstäbe überführt werden, um eine der Innenstadt angemessene 
städtebauliche Gestaltung zu erreichen. Die neuen Bewohner würden einen Gewinn für die 
Hildener Innenstadt darstellen und könnten nicht nur als potenzielle Belastung betrachtet 
werden. 

 

*   Es wird prinzipiell befürwortet, dass an dieser Stelle etwas geplant wird. Es ergeben sich 
allerdings Verständnisfragen. Es wurde von ca. 95 Wohneinheiten gesprochen, unklar sei al-
lerdings, wie viele Büroflächen entstehen werden. Außerdem wird in der im Internet einseh-
baren Entwurfserläuterung unter Punkt 5.4 dargestellt, dass eine Zufahrt über die Mittelstra-
ße aufgrund der Fußgängerzone nicht möglich und erwünscht sei. Der vorderste Bereich der 
Mittestraße sei allerdings nicht als Fußgängerzone gewidmet. Hier wird ein Planungsschritt 
vorweg genommen, indem von vorneherein alles dahin argumentiert wird, dass die Zufahrt 
nur über die Mühlenstraße erfolgen kann. 

Herr Roth erklärte, dass nur dann 95 Wohneinheiten entstehen könnten, wenn praktisch kei-
ne Büros vorgesehen werden. Bei mehr Bürofläche ergeben sich daher entsprechend weni-
ger Wohneinheiten. Das Nutzungskonzept sei noch nicht vollständig, der Hochbau befinde 
sich in der Planungsphase, so dass der genaue Anteil der Wohn- bzw. Büronutzung noch 
nicht bekannt sei. 

Herr Roth führte weiter aus, dass im Vorfeld bereits die verschiedenen Erschließungsvarian-
ten geprüft worden seien und nach Abwägung der Vor- und Nachteile die Zufahrt über die 
Mühlenstraße als die vorteilhafteste angesehen worden sei.  

 

*   Es wird darauf hingewiesen, dass die Kurve im Übergang von der Straße „Am Rathaus“ in 
die Mühlenstraße häufig zugeparkt sei. Auch die bestehende Tiefgaragenausfahrt sei häufig 
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durch Anlieferverkehr blockiert. Wenn die Mühlenstraße noch mehr Verkehr aufzunehmen 
habe, sei dies nicht mehr zu bewältigen. Zudem solle Gerüchten zufolge der Parkplatz zwi-
schen Itter und Berliner Straße wegfallen. Dies wird zu mehr Parksuchverkehr und unberech-
tigten Parkern in der Mühlenstraße führen. 

Herr Groll bestätigte, dass der westliche Parkplatz zwischen Itter und Berliner Straße mit 
Wohnbebauung bebaut werden soll. Der bestehende öffentliche Parkplatz wird derzeit be-
wirtschaftet und wird zukünftig nicht mehr vorhanden sein. Im Falle der Schwanenstraße, wo 
vor ca. fünf Jahren ein Parkplatz durch eine Baumaßnahme wegfiel, konnte festgestellt wer-
den, dass dies nach wenigen Monaten allgemein bekannt war und niemand mehr dort nach 
einem Parkplatz suchte, so dass der Parksuchverkehr im Umfeld abgenommen hat. Es wer-
de die Anregung aufgenommen, das Bewohnerparken in der Mühlenstraße besser zu kon-
trollieren. 

 

*   Es wird darauf hingewiesen, dass im Steinhäuser-Centrum) großer Leerstand herrscht. Es 
wird daher angezweifelt, dass ausgerechnet für die Hochdahler Straße Mieter zu finden sind. 

 

*   Es wird des weiteren die Frage nach der Art der geplanten Gastronomie („normal“ oder 
lärmintensiv) gestellt.  

Herr Groll erklärte, dass zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht zu sagen ist, welche Gastrono-
mie dort angesiedelt werden wird. 

 

*   Es wird darauf hingewiesen, dass viele Taxi-Passagiere aus der Walder Straße kommen 
und zunächst die Hochdahler Straße überqueren. Vor diesem Hintergrund sollte geprüft wer-
den, ob der Taxistand nicht auf die andere Seite verlegt werden kann, um die Fußgängerzo-
ne freizuhalten. 

Herr Groll erklärte, dass dies mit den Taxiunternehmen besprochen werden müsse, da diese 
gerne so nah wie möglich an ihren potentiellen Kunden positioniert sein möchten. Im Bereich 
östlich der Bushaltestelle sei außerdem bereits ein Taxistand vorhanden. Die Anregung wer-
de aufgenommen. 

 

*   Es wird angemerkt, dass die Stellplätze an der Mühlenstraße, die erhalten bleiben sollen, 
nicht im Gestaltungsplan dargestellt sind. 

Herr Roth erklärte, dass im Gestaltungsplan insgesamt keine Stellplätze im Straßenraum 
dargestellt seien. Er wies darauf hin, dass die Schrägaufsteller am Ende der Straße entfallen 
werden, dass dort aber Längsparken möglich sei. Dies sei in der weiteren Planung zu kon-
kretisieren. 

 

*   Es wird gefragt, ob die Gutachten auf der Grundlage der 150 Tiefgaragen-Stellplätze er-
stellt werden. 

Herr Roth bejahte diese Frage und erläuterte, dass bei der Ermittlung des Verkehrsaufkom-
mens auch bestimmte Umschlagwerte, also mehrere Fahrten pro Tag pro Stellplatz, natürlich 
unter Berücksichtigung der Lage des Plangebiets, angesetzt werden. Außerdem werde un-
terstellt, dass ein Teil der Anlieferung über die Mühlenstraße erfolgt, obwohl dies eher un-
wahrscheinlich sei. 

[Anm.: nach den neuesten Erkenntnissen ist eine Belastung der Mühlenstraße durch Anlie-
ferverkehr nicht gewünscht, so dass die Anlieferung der Gastronomie- und Einzelhandelsbe-
triebe, die sich zudem im südlichen Teil der Neubebauung befinden werden, nur über die 
Mittelstraße erfolgen soll.] 
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Ferner werden die Verkehre durch die neue Nutzung nördlich der Mühlenstraße in den Gut-
achten berücksichtigt. 

 

*   Es wird kritisiert, dass eine Erschließung über die Mühlenstraße prinzipiell ein Unding sei. 
Die anwesenden Bürger werden aufgefordert, alle Mittel zu nutzen, um diese Planung zu 
verhindern. 

Herr Groll wies daraufhin auf die verschiedenen Möglichkeiten hin, Einwendungen zur Pla-
nung zu machen. Zum Einen könnten im Rahmen der Offenlegung Stellungnahmen abgege-
ben werden. Des weiteren bestehe nach Satzungsbeschluss ein Jahr lang die Möglichkeit, 
eine Normenkontrollklage einzureichen. Es könne auch gegen die Baugenehmigung geklagt 
werden. Eine solche Klage müsse allerdings gut begründet werden.  

Herr Groll erläuterte noch einmal, dass aus stadtplanerischer Sicht vor etwa einem Jahr die 
Entscheidung gefällt wurde, dass an dieser Stelle eine Aufwertung nötig ist.  

 

*   Es wird gefordert, dass im Rahmen der Verkehrsgutachtens alle Varianten geprüft werden 
müssten. 

Herr Groll erklärte, dass der Gutachter gebeten werde, auch Varianten zu untersuchen. 

 

*   Soll auch der Baustellenverkehr über die Mühlenstraße abgewickelt werden? 

Herr Groll erklärte, dass dazu noch keine Aussagen gemacht werden könnten, aber es sei 
wohl davon auszugehen, dass auch ein Teil des Baustellenverkehrs über die Mühlenstraße 
laufen werde. Bautätigkeiten und Baustellenverkehre werde man aber in der Innenstadt prin-
zipiell nicht verhindern können. 

 

*   Es wird darauf hingewiesen, dass im Verlauf der Straße „Am Rathaus“ und der Mühlen-
straße recht häufig Unfälle passieren, vor allem im Bereich der Tiefgaragenein- und 
-ausfahrten. Es wird bezweifelt, dass die Straße den zusätzlichen Verkehr aufnehmen kann. 

Herr Groll erklärte, dass die Mühlenstraße in den Statistiken der Polizei nicht als Unfall-
schwerpunkt erkennbar sei. Prinzipiell müsse man sich entscheiden, was man wolle: einen 
verkehrsberuhigten Bereich oder eine leistungsfähige Straße. Letztere müsse dann eine 
5,5m breite Fahrbahn und beidseitige Gehwege aufweisen. Bisher sei auch noch niemand 
komplett in der Straße „stecken geblieben“. Es sei in einem verkehrsberuhigten Bereich zu-
mutbar, ab und zu warten zu müssen. 

 

*   Es wird gefragt, wo genau der verkehrsberuhigte Bereich endet. 

Herr Groll erläuterte, dass die Verkehrsberuhigung an der Pflasterfläche beginne. Die Ver-
kehrsberuhigung bedeute, dass nur dort geparkt werden dürfe, wo entsprechende Markie-
rungen vorhanden seien, dass die Geschwindigkeitsbegrenzung bei 4-7 km/h liege und Fuß-
gänger Vorrang haben. Die Straße stelle aber keine Spielfläche für Kinder dar. 

 

*   Es wird darauf hingewiesen, dass ein Richtwert von 500 Kfz pro Tag bereits überschritten 
werde. 

Herr Groll wies darauf hin, dass die Verkehrsmenge untersucht werde. Es gebe allerdings 
keine Grenzwerte, wie viele Pkw täglich einen verkehrsberuhigten Bereich befahren können. 
Es gebe nur Orientierungswerte bezogen auf die Fahrbahnbreite. 
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*   Wann findet die Offenlage statt? 

Herr Groll erklärte, dass am 10.06.09 im Stadtentwicklungsausschuss (STEA) der Offenla-
gebeschluss gefasst werden solle. Dieser werde vom Rat am 24.06.09 bestätigt. Die Offen-
lage werde erst danach stattfinden. Üblicherweise dauert die Offenlage einen Monat, auf-
grund der Sommerferien werde die Frist aber ggf. verlängert. Sie finde in der Regel im Rat-
haus statt. 

Die Termine der Offenlage seien auch den Zeitungen und Reklameblättchen, dem Amtsblatt 
sowie der Internetseite der Stadt Hilden zu entnehmen. Im Internet seien auch die Gutachten 
einsehbar und könnten bei Bedarf ausgedruckt werden. 

 

*   Es wird gefragt, welche Art von Wohnraum dort entstehen soll. 

Herr Roth erläuterte, dass nach derzeitigem Kenntnisstand hier Mietwohnungen vorgesehen 
seien. Herr Groll ergänzte, dass es sich nicht um öffentlich geförderten Wohnungsbau han-
deln werde. 

 

*   Es wird angemerkt, dass eine zusammenhängende Planung dargestellt sei, es aber ver-
schiedene Eigentümer gebe. Es wird gefragt, ob die Fläche an der Berliner Straße bereits 
verkauft sei. 

Herr Groll erläuterte, dass der Vorhaben- und Erschließungsplan nur die Flächen der 
Reichshof Hilden GmbH umfasse. Dieser beziehe sich auf ein konkretes Projekt. Das Be-
bauungsplangebiet sei jedoch größer und beinhalte auch die Flächen anderer Eigentümer. 
Hierbei handele es sich um eine Angebotsplanung. Es stehe den Eigentümern frei, ob sie die 
Flächen gemäß den Vorgaben des Bebauungsplans entwickeln oder nicht. 

 

*   In Bezug auf den verkehrsberuhigten Bereich wird auf den Punkt 5.4 der Begründung 
verwiesen, wo es heißt, dass dem Charakter der Straße in der Gestaltung Rechnung getra-
gen werden müsse. Es wird die Frage gestellt, ob möglicherweise eine Umwidmung erfolge, 
wenn die Gutachten zu dem Ergebnis kommen, dass ein leistungsfähigerer Ausbau erforder-
lich sei. 

Herr Groll bestätigte, dass dies theoretisch möglich, jedoch nicht beabsichtigt sei. 

 

*   Es wird gefragt, ob dann auf die Anwohner zusätzliche Erschließungskosten zukommen. 

Herr Groll erläuterte, dass die Mühlenstraße als verkehrsberuhigter Bereich gebaut und be-
reits abgerechnet sei. Üblicherweise könne nach einer gewissen Lebensdauer eine Erneue-
rung nötig sein, die dann Kosten verursache. Diese Lebensdauer sei bei der Mühlenstraße 
noch nicht erreicht. 

Herr Roth ergänzte, dass der Bebauungsplan die Mühlenstraße als öffentliche Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung „verkehrsberuhigter Bereich“ festsetze. 

 

*   Es wird daraufhin gefragt, ob evtl. der Bereich außerhalb dieser Bebauungsplanfestset-
zung dann umgewidmet würde. 

Herr Groll erklärte, dass dazu zurzeit nichts gesagt werden könne. Eine Umwidmung ge-
schehe jedoch nicht aus heiterem Himmel, sondern werde in öffentlichen Sitzungen beraten. 

 

*   Es wird angemerkt, dass bei einer Bebauung des nördlichen Dreieckes, das einem ande-
ren Eigentümer gehört, weitere zusätzliche Verkehre zu erwarten seien. 
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Herr Groll wies darauf hin, dass auf dieser Fläche bereits heute oberirdische Stellplätze und 
Garagen vorhanden seien. Die entsprechenden Verkehre laufen auch heute schon über die 
Mühlenstraße. Die diesbezüglichen Verkehre werden sich also nicht maßgeblich erhöhen. 
Die zu erwartenden Verkehre aus dieser Nutzung werden in den Gutachten berücksichtigt. 

 

*   Es wird nach dem Höhenunterschied zwischen dem Pfarrhaus und dem angrenzenden 
neuen Gebäude gefragt. 

Herr Roth erläutert anhand eines Schnittes, dass die Wandhöhe aufgegriffen worden sei. 
Die darüber liegenden Geschosse springen dann zurück. Es entstehe allerdings ein Vollge-
schoss mehr. 

 

*   Es wird die Frage gestellt, ob bei der großen Zahl an Wohneinheiten auf dem öffentlichen 
Platz auch Spielflächen für Kinder vorgesehen werden. 

Herr Groll erklärte, es gebe eine Satzung der Stadt, ab welcher Größe einer Wohnanlage 
welche Kinderspielplätze zu schaffen seien. Dies werde immer im Einzelfall geprüft. Er ver-
wies darauf, dass in der vorhandenen Wohnanlage ein öffentlicher Spielplatz vorhanden sei. 
Die Frage werde also im weiteren Verlauf geprüft und könne noch nicht beantwortet werden. 

 

*   Müssen für die neuen Geschäfte auch öffentliche Stellplätze geschaffen werden? 

Herr Groll erläuterte, dass dies nicht unbedingt notwendig sei. Die meisten Geschäfte in der 
Innenstadt nutzten die Möglichkeit, die Stellplätze abzulösen. Es seien dann ca. 8.400€ pro 
erforderlichem Stellplatz zu entrichten. Für die Angestellten der Geschäfte / Büros und der 
kirchlichen Einrichtungen stünden Stellplätze in der Tiefgarage zur Verfügung. 

 

*   Es wird angeregt, das öffentliche Parkhaus an Sonntagen zu öffnen und abends / nachts 
länger geöffnet zu lassen, so dass Besucher der Anwohner hier ihre Wagen abstellen kön-
nen. 

Herr Groll erklärte, dass das Parkhaus am Nove-Mesto-Platz eine Zeit lang testweise 24h 
geöffnet worden sei, was jedoch relativ wenig genutzt wurde, so dass dies nicht weiter ver-
folgt worden sei. Die Anregung werde allerdings geprüft, da am Rathaus ggf. der Bedarf 
doch gegeben sei. 

 

*   Es wird die Frage gestellt, welche Gutachten zum Bebauungsplan zukünftig zur Verfü-
gung stehen werden. 

Herr Roth erklärte, dass zum Bebauungsplan eine Begründung vorzulegen sei, die die Fest-
setzungen begründe und Informationen und Hinweise enthalte. Dazu werde ein Umweltbe-
richt erstellt, der die Auswirkungen der Planung auf die verschiedenen Schutzgüter (bspw. 
Menschen, Klima, Boden) untersuche. Des Weiteren seien ein Verkehrsgutachten sowie ein 
Lärmschutzgutachten in Bearbeitung. Diese Gutachten gehörten dann zum Bebauungsplan 
und könnten im Rahmen der Offenlage eingesehen werden. 

 

 

Nach Ende der Diskussion erklärte Herr Groll, dass die Verwendbarkeit der vorgebrachten 
Anregungen bei der weiteren Planung überprüft würde und das Protokoll in etwa zwei Wo-
chen im Planungs- und Vermessungsamt zur Verfügung stünde. 
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Auf die Behandlung der Angelegenheit in einer öffentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs-
ausschusses und des Rates sowie auf die Beteiligungsmöglichkeit im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung wurde noch einmal ausdrücklich hingewiesen. 
 
Herr Groll dankte allen Beteiligten für ihr Interesse und die engagierte Diskussion und 
schloss die Veranstaltung um 19:55 Uhr. 
 

 
 
         Gez. Groll 
 
 
Protokoll: Dipl.-Ing. Barbara Koller (Stadtplanerin AKNW) 
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Planungs- und Vermessungsamt   
IV/61.1                                                                             Hilden, den 29.04.2010                                                                                                                      

 
 

Bebauungsplan Nr. 73A, 6.Änderung (VEP Nr. 13) für den Bereich 
Berliner Str. / Hochdahler Straße / Mittelstraße (Reichshof) 

 

Protokoll der Moderationsveranstaltung vom 22.04.2010 für die zur Diskus-
sion stehenden Erschließungsvarianten 

 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat am 18.03.2009 den Beschluss 
zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 73A, 6. Änderung 
(VEP Nr. 13) und zur Aufstellung der 48. Flächennutzungsplanänderung gefasst.  

Ende April 2009 wurde die zum Bebauungsplan-Verfahren gehörende Bürger-
anhörung durchgeführt. 
Ebenfalls wurde im Zeitraum März/April 2009 die erste Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange durchgeführt. 
Aufgrund dessen entspann sich u.a. eine Diskussion über die verkehrliche Situation, 
die in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses im August 2009 mit gleich 
mehreren Sitzungsvorlagen (61/295, 61/296, 61/297) diskutiert wurde. 
Problematisiert wurde dabei insbesondere die Frage, ob die Mühlenstraße geeignet 
ist, den zusätzlichen Kfz-Verkehr, der sich aus dem Projekt ergibt, aufzunehmen 
oder ob es nicht andere Varianten gibt, die insgesamt weniger Probleme mit sich 
bringen. 
Besonders umstritten in der Diskussion ist die Frage der Erschließung des Areals 
und insbesondere der dort geplanten privaten Tiefgarage. 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss hat daher zu dieser Thematik in seiner Sitzung am 
24.03.2010 beschlossen, ein Moderationsverfahren zwischen den Anliegern der 
Mühlenstraße, dem Vorhabenträger für den „Neuen Reichshof“ (Reichshof Hilden 
GmbH), der Katholischen Kirchengemeinde St. Jacobus und der Stadt Hilden 
durchzuführen. 
 
Unter der Moderation von Alt-Bürgermeister Günter Scheib sollten die jeweiligen 
Interessensvertreter öffentlich die Vor- und Nachteile der verschiedenen Er-
schließungsvarianten erörtern. 
Als Vertreter der Anlieger waren anwesend: 
Frau Jahrstorfer, Frau Lipken-Simon, Herr Czock, als Verkehrsgutachter 
Für den Vorhabenträger: 
Herr Dr. Bogatzki, Herr Drewnowski, Verkehrsgutachter des Büro IGS aus Neuss 
Für die Kirchengemeinde St. Jacobus: 
Herr Pfarrer Hennes 
Für die Stadt Hilden: 
Bürgermeister Thiele der an der Diskussion teilnahm, sowie Herr Groll, Herr 
Mittmann und Herr Oreskovic, als Mitglieder der Verwaltung für Sach- und 
Fachfragen. 
 

Zu dem Termin waren  als Ratsvertreter erschienen: 
 
Herr Burchartz, Herr Bommermann, Herr Reffgen, Herr Horzella, Herr Corbat, Herr 
Schreier, Herr Schlottmann, Frau Barata, Herr Schnatenberg, Herr Bartel, Herr 
Weinrich, Herr Scholz (als sachkundiger Bürger) 
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Ebenfalls anwesend waren Herr Füge vom Planungsbüro ISR und Herr Gemeiner 
(Architekt)  
 
 
Herr Scheib eröffnete die Sitzung um 19:00 Uhr und bat die Teilnehmer der 
Diskussionsrunde sich kurz vorzustellen und verdeutlichte  außerdem noch mal das 
Ziel der Veranstaltung, nämlich am heutigen Abend einen Konsens bzgl. der 
Erschließung der geplanten privaten Tiefgarage zu erreichen. Das Gesamtprojekt 
selbst, betonte Herr Scheib eindringlich, stehe nicht zur Diskussion.  
 
Daraufhin wurde Herr Groll um einen kurzen Planungs- und Sachstandsbericht zum 
Verfahren gebeten. 

Nach Beendigung seiner Ausführungen übergab Herr Scheib das Wort an die 
Diskussionsrunde. 
 
 
Herr Czock eröffnete seinen Beitrag indem er auf 4 Schwerpunkte der Diskussion 
hinwies: 
 
1. Nutzung der Tiefgarage 
2. Bewertung der Varianten 
3. Die Belastungsqualität der Mühlenstraße -  wie viel verträgt die Mühlen-

straße an zusätzlichem Verkehr 
4. Wie realistisch sind Verkehrsprognosen wirklich 
 
Frau Lipke-Simon richtete ihr Frage direkt an Herrn Bogatzki, ob das Projekt bei 
einer Erschließung nur über die Hochdahler Straße denn „gestorben“ wäre, wie von 
Herrn Bogatzki in einem Interview geäußert wurde. 
 
Herr Bogatzki erwiderte hierzu, dass man ihn von der vorgeschlagenen 
Alternativlösung überzeugen solle und man dadurch vielleicht auf einen 
gemeinsamen Nenner kommen könnte. 
 
Frau Lipke-Simon verwies auf die Sorgen der Anwohner Mühlenstraße, die sie im 
Folgenden aufzählte: 
 

- die Engstellen in der Mühlenstraße ermöglichen kein Aneinandervorbei-
fahren, was zu Rückstaus führen würde. 

- Die Mühlenstraße kann nicht mehr Verkehr vertragen  
- Sie wollte wissen, ob die geplante Tiefgarage wirklich nur privat genutzt 

werden würde und wie das kontrolliert werden soll? 
- Sie verwies auf die unterschiedlichen Aussagen bzgl. der Stellplätze in der 

Tiefgarage, mal  wäre von 150 die Rede, dann wieder von 120. Wie hoch 
wäre denn nun die tatsächliche Größenordnung? 

- Die Wunschvorstellung der Anwohner wäre die Variante III (Ein- und Ausfahrt 
komplett über die Hochdahler Straße), sie würden als Kompromisslösung die 
Variante VII akzeptieren, bei Einfahrt über die Hochdahler Straße und 
Ausfahrt teilweise über die Mühlenstraße und Hochdahler Straße. 

 
Im Weiteren verwies Frau Lipke-Simon auf die in der Mühlenstraße gestaltbare 
Verkehrsfläche, die mit 12 m doch sehr gering ist und wenig Spielraum für 
Erweiterungsmöglichkeiten bietet und wollte wissen, ob die Mühlenstraße umgebaut 
werden soll. 
 
Herr Drewnowski erklärte zum letzten Punkt, dass der Querschnitt der 
Mühlenstraße erhalten bleibt, die punktuellen Engstellen von 4,00 m, wie sie jetzt 
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bereits schon bestehen, ebenso erhalten bleiben, es vereinzelte Engstellen gibt, die 
eine Breite von 4,80 m haben und somit der Begegnungsverkehr Pkw/Pkw 
gewährleistet ist. An einen Umbau sei nicht gedacht. 
 
Herr Scheib wies an dieser Stelle deutlich darauf hin, dass daher keine 
Benachteiligungen durch Erschließungsgebühren für die Anwohner entstehen 
werden. 
 
Herr Czock übernahm das Wort und ging erneut auf die geplante rein private 
Nutzung der Tiefgarage ein. Er wollte wissen, wie man garantieren will, dass die 
zunächst privat genutzte Tiefgarage nicht doch irgendwann mal öffentlich genutzt 
wird, weil z.B. die gewerblichen Nutzungen nicht mehr florieren und man dann aus 
wirtschaftlichen Gründen letztlich doch die Tiefgarage der Öffentlichkeit freigibt. 
Wo sollen die Besucher und Kunden der gewerblichen Nutzungen parken, wenn das 
Projekt realisiert wurde? 
 
Hierzu erwiderte Herr Bogatzki, dass es eine rein private Tiefgarage wird, die 
hauptsächlich von den im Projekt angesiedelten Wohnungen genutzt wird und hier 
auch kein Einkaufszentrum entstehen wird und keine großen Büroflächen geplant 
sind. Ziel ist es, dass Projekt als Investitionsobjekt zu behalten und zu vermieten. 
Geplant sind ca. 10.000 qm für Wohnnutzung, 1.800 qm für gewerbliche 
Nutzung/inkl. Gastronomie und ca. 300 qm für Büronutzung. 
Des Weiteren machte Herr Bogatzki deutlich, dass es ein generelles 
Parkplatzproblem in diesem Bereich gibt, es aber nicht seine Aufgabe ist, dieses 
Problem zu lösen. 
Sein erklärtes Ziel ist es, Wohnen in der Innenstadt grundsätzlich zu ermöglichen. 
Dem letzten Planungsstand nach sind 120 Stellplätze geplant, wovon 80% allein als 
Doppelparker geplant seien und Doppelparker grundsätzlich nicht in öffentliche 
Tiefgaragen zur Anwendung kommen.  
Herr Bogatzki verdeutlichte noch mal, dass kein öffentliches Parkhaus geplant ist. 
Es wird die kleinste mögliche Tiefgarage für dieses Projekt angeboten. 
Es sei auch insbesondere darauf zu hinzuweisen, wie viel durch das Projekt an 
Parkverkehr eingespart wird, da dieser Bereich nur noch gezielt angefahren wird und 
nicht mehr wie bisher durch Parksuchverkehr, wo Autofahrer hoffen, hier noch einen 
freien Parkplatz auf dem Grundstück zu bekommen. 
Vorgesehen sind 80-90% der Doppelparker für das Projekt und der Rest für 
kirchliche Nutzungen. 
 
An dieser Stelle wollte Frau Jahrstorfer wissen, wie die Kirchenbesucher die 
Tiefgarage anfahren sollen, ihr kommt das alles sehr vage vor und unglaubwürdig. 
 
Herr Bogatzki antwortete direkt hierzu, indem er anmerkte, dass das hier nicht die 
Frage ist, sondern ob die Planung den Verkehr bewältigen kann und dass Stellplätze 
nun mal für das Projekt geschaffen werden müssen. Bezgl. der Kontrolle der 
Kirchenbesucher, gäbe es technische Lösungen, die er nicht im Detail erläuterte 
 
Frau Jahrstorfer wollte wissen, wie die 20-30 vorgesehenen Parkplätze für die 
Kirche verkehrlich abgewickelt werden sollen. Das hier geschaffene Parkplatz-
angebot stelle auch einen Parkanreiz für Innenstadtbesucher da und erhöhe damit 
den Parksuchverkehr in der Mühlenstraße. 
 
Herr Scheib ergriff das Wort und machte noch mal deutlich worauf es letztlich 
ankommt: wie die Autos rein und wieder raus kommen sollen. 
 
Hierzu übernahm Herr Czock das Wort und erklärte, dass hierzu Verkehrserzeu-
gungsmodelle erstellt werden müssen, aus denen sich entsprechende 
Wahrscheinlichkeiten hinsichtlich der Verkehre ableiten lassen.  
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Er kritisierte, dass es keine seriöse Datengrundlage gibt, da z.B. die Spitzenstunden-
belastung am Nachmittag entscheidend ist und vergleichbare Zahlen nicht erkennbar 
sind im Verkehrsgutachten zum Projekt. Die dort dargestellten Prognosezahlen, 
können, müssen aber nicht stimmen. 
 
 
Herr Pfarrer Hennes gab zur Kenntnis, dass eine genaue Regelung der Tief-
garagennutzung noch unklar ist, aber schon jetzt gegenüber dem heutigen Zustand 
von einem geringeren Parksuchverkehr auszugehen ist, nach Realisierung des 
Projektes. 
Er wies auf folgende Gründe hin: 
- weniger Park- und Parksuchverkehr wegen dem Wegfall der heutigen 

Parkplatzfläche, die u.a. durch die noch ansässigen ausländischen Vereine – 
insbesondere am Wochenende und in den Abendstunden genutzt werden. 
Die bisher stattfindenden Veranstaltungen und Lieferverkehre dieser Vereine 
fallen weg und sorgen für mehr Ruhe innerhalb des Umfeldes 

 
Herr Drewnowski übernahm das Wort und machte deutlich, dass Herr Czock nur 
insofern recht hat, dass die Nutzer der Tiefgarage entscheidend sind für die 
Belastung der Mühlenstraße und dass die Tiefgarage keinen öffentlichen Charakter 
bekommen darf und der Zugang entsprechend geregelt werden muss. Seiner 
Berechnung nach erzeugt eine Wohneinheit 4,4 Stellplatzwechsel pro Tag. Durch 
die Reduzierung der bisherigen Nutzungen und 250 neuen Fahrzeug-bewegungen 
ergeben sich insgesamt 760 Verkehrsbewegungen am Tag. 
 
Frau Lipke-Simon widersprach und merkte an, dass die Gegenrechnung der 
wegfallenden Verkehre übertrieben sein. Außerdem ist die von Herrn Pfarrer Hennes 
beschriebene momentane Situation für den Bereich überdramatisiert, da die 
punktuellen Veranstaltungen nur zum Teil wegfallen, der Parksuchverkehr aber 
dennoch bleibt und der heutige Parkplatz in der Woche nur wenig ausgelastet ist. 
 
Herr Bogatzki machte erneut deutlich, dass es eine rein privat bewirtschaftete und 
somit „abgeschlossene“ Tiefgarage wird. Bei Veranstaltungen ist auch weiterhin mit 
Parksuchverkehr zu rechnen, unabhängig vom Projekt, nur wird es keine Stellplätze 
wie heute mehr geben und der St.-Jacobus-Platz nicht mehr befahrbar sein. 
Langfristig werden die bisherigen Parkplatzsuchenden mitbekommen, dass am Ende 
der Mühlenstraße kein Parkplatz mehr da ist und letztlich nur noch die Leute die 
Mühlenstraße befahren, die dort wohnen oder einen festen Parkplatz haben.  
 
Frau Jahrstorfer wollte wissen, wie denn gewährleistet werden soll, dass es auch 
eine rein private Tiefgarage wird und auch bleibt? 
 
Hierzu nahm Herr Groll Stellung und machte deutlich, dass es sich um einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan handelt, in dem der Vorhabenträger bzw. Investor 
sich in einem Durchführungsvertrag dazu verpflichtet wird, hier eine Tiefgarage zur 
reinen privaten Nutzung entstehen zu errichten. Dies wird im Übrigen auch im 
Rahmen der Baugenehmigung geprüft. 
Dies hielt Herr Scheib nochmals als erste Erkenntnis des Abends fest: es werde sich 
um eine private Tiefgarage handeln, dies würde auch vertraglich gesichert. 
 
Herr Czock ging anschließend auf die verschiedenen Erschließungsvarianten ein 
und erklärte hierzu, dass ja letztlich 6 Varianten zur Diskussion stehen würden. 
Hierbei richtete er seinen Schwerpunkt auf die Variante 3, die eine Erschließung nur 
über die Hochdahler Straße vorsieht, gab aber auch zu, dass bei dieser Variante das 
Linksabbiegen auf die Hochdahler Straße problematisch sein wird. Als Alternative 
hierzu schlug Herr Czock vor, für die Tiefgarage vor, so viele Rampen zu bauen, 
dass 3 Verkehrsbeziehungen (Hochdahler Straße von Norden und Süden kommend 
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rein und raus nur in Richtung Süden) kein Problem darstellen und die Mühlenstraße 
dann lediglich zur Ausfahrt für die Tiefgara-gennutzer, die in Richtung Norden 
wollen,  genutzt werden sollte. Er stellte die Frage, wieso diese Variante in der 
Verwaltung nicht diskutiert wurde, sondern nur die Varianten 4 und 6, zumal die 
Variante 3 schließlich auch der Vorschlag der Anwohner der Mühlenstraße war. 
 
Herr Drewnowski schränkte ein, dass die Variante 6 mit Einschränkungen möglich 
wäre, aber nicht die Ideallösung darstellen würde. 
 
Zu den Äußerungen Herrn Czocks erklärte Herr Thiele, dass eine Erleichterung für 
den Pkw-Verkehr in der Mühlenstraße gleichzeitig eine Belastung für andere,   
Verkehrsteilnehmer bedeuten würde, wie etwa im Falle der Variante 3, da gerade an 
dieser Stelle der Hochdahler Straße viele unterschiedliche Ansprüche an den 
Straßenraum gestellt werden und Behinderungen vermieden werden sollten. Zum 
Einen sind da die Fußgänger und Radfahrer und nicht zu vergessen die dort 
bestehende Bushaltestelle. Außerdem lehnt der Landesbetrieb Straße NRW als 
Baulastträger der Hochdahler Straße eine Aus- und Zufahrt zu einer Tiefgarage an 
dieser Straße ab. Hinzu kommt, dass bei der Variante der Anwohner der Bau von 3 
Rampen erforderlich wäre und damit die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens nicht mehr 
gewährleistet werden kann. 
Herr Thiele betonte noch mal, dass es der Verwaltung nicht darum gehe, etwas mit 
aller Gewalt durchzusetzen, sondern alle Aspekte berücksichtigt werden müssten. 
 
Herr Czock gab an dieser Stelle verwundert zum Ausdruck, wieso auf einmal der 
Landesbetrieb Straße in die Diskussion gebracht wird, schließlich sei man ja noch im 
Verfahren. 
 
Herr Thiele erwiderte hierzu, dass der Landesbetrieb Straße in der Regel erst nach 
einer Entscheidung für eine Variante eine Stellungnahme abgibt und nicht für alle 6 
Varianten. 
 
Frau Lipke-Simon konnte nicht verstehen, wieso man nicht vorher den 
Landesbetrieb Straße beteiligt hat, sie sei verwundert darüber und hatte den 
Eindruck, dass die Bedenken des Landesbetriebes jetzt als „Totschlag-Argument“ 
gegen die Variante der Anwohner verwendet wird. 
 
Herr Thiele wies auf die Möglichkeit der Abwägung hin und dass eine 
Stellungnahme vom Landesbetrieb Straße bereits abgegeben wurde. 
 
In Ergänzung hierzu erklärte Herr Scheib, dass der Landesbetrieb Straße im 
Nachgang zur letzten Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses auf Grund der 
Diskussionsbeiträge um eine Stellungnahme zum Verkehrsgutachten der IGS und 
dessen sechs Varianten gebeten wurde. Letztlich entscheidet aber immer noch die 
Politik und hat immer noch die Möglichkeit, die Bedenken des Landesbetriebes 
Straße abzuwägen und sich nicht an deren Anregungen und Bedenken zu halten. 
Dennoch bleibt das Problem des Linksabbiegens auf die Hochdahler Straße. 
 
Frau Jahrstorfer kam erneut auf die Variante 3 zu sprechen und verwies auf das 
Fabry-Museum und Kieser, wo ebenfalls ein Linksabbiegen nicht möglich ist und 
warum das hier zum Thema gemacht wird? 
 
Herr Drewnowski übernahm das Wort und erläuterte, dass ein Linksabbiegen 
während des normalen Tagesverlaufs durchaus möglich ist, allerdings während der 
Spitzenstunden  zwischen 15.00 und 18.30 Uhr ein Problem darstellen wird und 
dass es  während dieser Zeit ein Linksabbiegen insbesondere an der Hochdahler 
Straße wegen der vielen Straßenraumansprüche (Bushaltestelle, Signalplanung, 
Angebotsstreifen für Radfahrer) in den Spitzenstunden zu Staubildungen kommen 
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wird und demnach ein Ausfahren in Richtung Norden so gut wie unmöglich wäre, 
insbesondere dann, wenn ein Bus dort steht. In Ergänzung erklärte Herr 
Drewnowski, dass ein Linksabbiegen von der Hochdahler Straße aus in die 
Tiefgarage ohne eine separate Linksabbiegerspur möglich wäre, allerdings auch nur 
zur Not, weil es eine private Tiefgarage wird. Wobei auch hier das Problem des 
haltenden Busses nach wie vor gegeben sein würde. 
 
Herr Scheib regte an, ob man sich denn auf die Variante der Anwohner einigen 
könnte? 
 
Hierzu betonte Herr Bogatzki erneut, dass eine 3 Rampenlösung wie in dieser 
Variante  vorgesehen, aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Frage kommt, dadurch 
das Projekt „kaputt“ gemacht werden würde und keine wirkliche Alternative darstellt. 
Aus seiner Sicht ist eine Ausfahrt über die Mühlenstraße nach wie vor das 
attraktivere Angebot für die Tiefgaragennutzer. Eine unvorteilhafte Ausfahrt (auf die 
Hochdahler Straße) könne man nicht erzwingen.  
Als weiteren Grund gegen die Anlieger-Variante verwies Herr Bogatzki auf das 
städtebauliche Element, dass eine Tiefgaragenzufahrt keinen Gewinn für die 
Fassaden und Gebäudeabwicklung mit sich bringt. 
 
Herr Scheib fasste die bisherigen Ergebnisse noch mal kurz zusammen: 
 

- es gibt die 3 Rampenlösung der Anwohner ( Zufahrt komplett über die 
Hochdahler Straße, Ausfahrt Richtung Süden auch über die Hochdahler 
Straße und lediglich die Ausfahrt Richtung Norden über die Mühlenstraße) 

 
- die 2 Rampenlösung (Hochdahler Straße rein, Mühlenstraße raus) Variante 6 

 
In Ergänzung zu Herrn Scheibs Auflistung verwies Herr Pfarrer Hennes noch 
darauf, wenn das „wilde Parken“ zukünftig unterbunden würde, der 
Begegnungsverkehr in der Mühlenstraße durchaus möglich ist und es nur 3 
Engstellen gibt. 
 
Herr Groll nahm Stellung zu den von Herrn Czock in die Diskussion gebrachten  
Gutachten zu dem Sparkassenneubau in Bezug zur Straße Am Rathaus. Herr Groll 
erklärte, dass die Gutachten aufeinander abgestimmt wurden und dass es 
unterschiedliche Tiefgaragennutzungen gibt, darüber hinaus die Gutachter sich 
untereinander abgestimmt haben. Letztlich ist es so, dass die Ergebnisse aller 
Gutachten auf Empfehlungen und Richtlinien basieren, sie kein Gesetz darstellen. 
Es käme immer auf die Einzelfall-Lösung an. 
 
Herr Scheib machte an dieser Stelle noch mal deutlich, dass eine Überlastung der 
Einmündung Berliner Straße/Am Rathaus bei Realisierung aller 3 Projekte und 
Zufahrten zu den Tiefgaragen alleine über diese Einmündung (Sparkassenneu-
bau/Altenwohnsitz/Reichshof) zu erwarten ist. Das sei aber nun gar nicht erwünscht. 
 
Herr Groll ergänzte Herr Scheibs Ausführung dahingehend, dass er betonte, dass 
die geplante  Wohnanlage Itterresidenz sich zwar auf den Knoten Berliner 
Straße/Am Rathaus auswirken würde, nicht aber auf die Straße Am Rathaus oder 
gar die Mühlenstraße. Durch die anbindung des Sparkassen-Neubaus an die 
Bismarckstr. Könne die Einmündung am Rathaus/Berliner Str. die Verkehre auch 
aus dem Projekt Reichshof verkraften. 
 
Herr Czock widersprach an dieser Stelle und erklärte, dass er nicht die 3 
Bauvorhaben zusammen sieht und dass das Ingenieurbüro Brenner in seinem 
Gutachten zum Ausdruck gebracht hätte, dass der Knoten schon jetzt überlastet ist. 
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Hierzu nahm Herr Stuhlträger Stellung und wies noch mal auf das 1. Gutachten von 
dem Büro Brenner hin, wonach der Knoten deshalb überlastet ist, weil zu dem 
Zeitpunkt die beiden Parkplätze entlang der Berliner Straße in die Berechnung 
eingeflossen sind. In der Fortschreibung, dem 2. Gutachten also, erfolgte eine 
Beurteilung ohne die beiden Parkplätze, demnach seien die Aussagen des Büros 
Brenner nicht falsch, sondern nur zeitlich nacheinander erfolgt. 
 
Herr Czock widersprach erneut und verwies auf Punkt 5.2 des Gutachtens, wonach 
das Gutachten vom Bestand bei seiner Analyse ausging, ohne die 3 Projekte zu 
berücksichtigen. Er wollte wissen, wie viel Verkehr denn die Mühlenstraße 
tatsächlich vertragen kann, schließlich wäre nicht nur die Fahrbahnbreite der 
Knackpunkt, sondern auch die zulässige Geschwindigkeit in der als „Verkehrs-
beruhigter Bereich“ ausgeschilderten Mühlenstraße, wonach hier eine zulässige 
Geschwindigkeit von max. 10 km/h zulässig ist. 
 
Herr Drewnowski wies hierzu auf die in der Engstelle vorhandene Breite von 4.00 m 
hin und Herr Pfarrer Hennes betonte erneut, dass es 3 Engstellen im Abstand von 
ca. 90 m geben würde und der Verkehr sich dort durch gegenseitige Rück-
sichtnahme selbst regulieren würde. 
 
An dieser Stelle machte Herr Scheib einen Schnitt und fasste die bisher geklärten 
Punkte noch mal zusammen. 
 

- die Tiefgarage wird eine rein private Tiefgarage 
- eine 3. Rampe kommt aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Frage 
 

Unklar ist noch, welche Variante dem Ausschuss zur Entscheidung vorgelegt wird, 
da  sich  2 Varianten bisher als Favoriten heraus kristallisiert haben, nämlich die 
Variante  6 und die Variante der Anwohner. 
Variante 6  bedeutet: 

- Einfahrt über die Hochdahler Straße für alle Richtungen 
- sowie die Ausfahrt über die Mühlenstraße. 

 
Variante der Anwohner: 

- 3 Rampenlösung 
- Zufahrt zur Tiefgarage nur über die Hochdahler Straße (1. Rampe) 
- Ausfahrt über die Mühlenstraße Richtung Norden (2. Rampe) und Ausfahrt 

über die Hochdahler Straße Richtung Süden (3. Rampe) 
 
Herr Czock sprach sich an dieser Stelle für die Anwohner aus und erklärte, dass die 
Variante der Anwohner das höchste der Gefühle bzgl. des Entgegenkommens wäre 
und der Kompromiss schließlich von den Betroffenen kommen muss und daher auch 
nur dieser akzeptiert werden würde. 
 
Herr Pfarrer Hennes ergriff das Wort und sprach sich nicht nur für die Kirche, 
sondern auch für den Investor für die Variante 6 aus. 
 
Herr Scheib stellte die Frage bzgl. der Lebensqualität, die von einer der 
anwesenden Bürgerinnen zur Diskussion gestellt wurde und richtete diese dann an 
Herrn Bogatzki zur Beantwortung weiter. 
 
Herr Bogatzki erklärte, dass die Lebensqualität durch das Projekt dadurch erhöht 
wird, dass die Mühlenstraße nur noch gezielt angefahren wird und somit der bisher 
stattfindende Parksuchverkehr zukünftig entfallen würde, da es keine „freien 
Parkplätze“ mehr geben wird. 
 
Frau Lipke-Simon sprach Herrn Bogatzki direkt an und wollte von ihm wissen, ob er 
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denn auch zu einem Kompromiss bereit wäre und von der Variante 4 Abstand 
nehmen würde. 
 
Herr Bogatzki erwiderte hierzu, dass es nicht Aufgabe des Investors sei, den 
heutigen Verkehr auf der Mühlenstraße zu reduzieren. Er formulierte sein Angebot 
bzgl. der zukünftigen Erschließung der Tiefgarage dahingehend, dass er einer reinen 
Zufahrt über die Hochdahler Straße und einer reinen Abfahrt über die Mühlenstraße 
zustimmen würde. 
 
Hier wollte Herr Scheib nun klar wissen, ob das letztlich als Kompromisslösung 
angesehen werden kann? 
 
Herr Czock gab an dieser Stelle zu verstehen, dass die Anwohner auch mit dieser 
Variante leben könnten. 
 
Herr Scheib machte deutlich, dass es für den Stadtentwicklungsausschuss gut 
wäre, wenn es nur einen Kompromiss geben würde, um somit die Entscheidung zu 
erleichtern, man sich demnach auf die Variante einigen würde: alles über die 
Hochdahler Straße rein - alles über die Mühlenstraße raus. 
Auf konkrete Nachfrage widersprach niemand, dass dies nun den gefundenen 
Kompromiss darstellt. 
Herr Scheib ergänzte: Bezüglich der Parksituation auf der Mühlenstraße bedarf es 
einer besseren Kontrolle. 
 
Abschließend bedankte Herr Scheib sich für die rege Diskussion bei den Beteiligten 
und wies darauf hin, dass das Protokoll dieser Veranstaltung als Anlage zur 
Sitzungsvorlage für die Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 5.5.2010 
beigefügt wird und den Diskussionsteilnehmern per Mail zugesandt wird. 
 
Die Veranstaltung endete gegen 21.45 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 73A,  

 
6. Änderung (VEP Nr. 13) 

 
für den Bereich 

 

„Berliner Straße / Mittelstraße / Hochdahler Straße /  
(Reichshof-Areal)“ 

 
 

- Entwurfsbegründung - 
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Teil A - Begründung  

Präambel 

Die Kirchengemeinde möchte ihre Nutzungen neu organisieren, besser zusammenfassen und 
hat aus diesem Grund im Jahr 2007 ein Investorenauswahlverfahren durchgeführt. Dieses hat-
te zum Ziel, Ideen für eine Neunutzung des Areals und für eine städtebauliche Neugestaltung 
des Bereichs zu sammeln.  

Aus dem Auswahlverfahren ging der Entwurf des Architekten Christof Gemeiner, Hilden, erfolg-
reich hervor. Die inzwischen gegründete Reichshof Hilden GmbH wird als Vorhabenträger die 
Umsetzung der Planungen auf dem Gelände des alten Reichshofs übernehmen und mit der 
Stadt Hilden einen Durchführungsvertrag schließen. Der Stadtentwicklungsausschuss hat am 
05.12.2007 beschlossen, auf Grundlage dieses Entwurfes die weitere Planung und auch die 
Einleitung eines Bauleitplanverfahrens durchzuführen.  

Der vorliegende Gestaltungsplan und Bebauungsplanentwurf ist aus dem beschlossenen städ-
tebaulichen Entwurf entwickelt worden. Die Inhalte des städtebaulichen Entwurfes wurden in 
der Planung übernommen. Lediglich die im Entwurf vorgesehenen Bäume sind nicht im Bebau-
ungsplanentwurf übernommen worden. Es ist zwar eine Begrünung des St. Jacobus-Platzes 
vorgesehen, hier ist aufgrund der geplanten Tiefgarage eine Überprüfung der Begrünungsmög-
lichkeiten in der nachfolgenden Fachplanung anzustreben. Auf eine Festsetzung dieser Bäume 
wird folglich verzichtet.  

1. Lage und Größe des Plangebiets 

Das Plangebiet befindet sich in zentraler Lage am Ostrand der Hildener Innenstadt, etwa 500 m 
vom Alten Markt entfernt am Anfang der Fußgängerzone „Mittelstraße“. Es umfasst die Flächen 
der St. Jacobuskirche und des zugehörigen Pfarrhauses sowie den „alten Reichshof“. Außer-
dem werden Flächen südwestlich des Kreuzungsbereiches Hochdahler Straße / Berliner Straße 
überplant. Das Plangebiet entspricht damit überwiegend den Flächen, die im Rahmen des In-
vestoren-Wettbewerbs zur Umstrukturierung des Reichshof-Areals im Jahr 2007 untersucht 
wurden. 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13), 
wird im Norden begrenzt durch die Berliner Straße, im Nordwesten durch die Bebauung südlich 
der Berliner Straße sowie die Nordseite der Mühlenstraße, im Südwesten durch die Bebauung 
zwischen Mittelstraße und Mühlenstraße, im Süden durch die Mittelstraße und im Osten durch 
die Hochdahler Straße. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Gemarkung Hilden, Flur 49, die 
Flurstücke 10, 401, 403, 642, 752, 764, 766, 1079 und 1080 sowie Teile der Flurstücke 55, 58 
und 824 und in Flur 59 Teile der Flurstücke 1023 und 1033. Die genaue Abgrenzung des Plan-
gebiets ist dem Entwurfsplan zu entnehmen. 

Die Größe des Plangebietes beträgt rd. 13.500 m². Die Fläche des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplanes, der nicht den gesamten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans umfasst, beträgt rd. 6.415 m². Die Fläche des Vorhaben- und Erschließungsplanes liegt 
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somit bei unter 50 % von der Fläche des Geltungsbereiches. Neben dem eigentlichen Bereich 
des Vorhaben- und Erschließungsplanes, in dem der Vorhabenträger die beabsichtigte Ent-
wicklung gemäß vorliegender Planung durchführen möchte, wurden weitere Flächen in den 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einbezogen, die in einem direkten 
räumlichen Zusammenhang stehen und auch Bestandteil des Investorenauswahlverfahrens wa-
ren. Hier sind jeweils die umliegenden Straßen in Teilbereichen sowie der Eckbereich Berliner 
Straße / Hochdahler Straße berücksichtigt. Dieser Bereich im Norden des Plangebietes wurde 
nach Antrag des Grundstückseigentümers mit in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes übernommen. Des Weiteren ist die St. Jacobuskirche als auch das Pfarr-
haus innerhalb des Geltungsbereiches integriert, um die geplanten Anbauten an der St. Jaco-
buskirche gemäß Wettbewerbsentwurf planungsrechtlich zu berücksichtigen.  

2. Nutzung des Plangebiets und des Umfelds 

Das Plangebiet wird derzeit vor allem dominiert durch die St. Jacobuskirche, eine denkmalge-
schützte neugotische Heimkirche aus dem 19. Jahrhundert, die durch eine Aufweitung der Mit-
telstraße auch diese stadträumlich prägt. An die Kirche angebaut sind zum einen ein Eingangs-
baukörper sowie die Pfarrbibliothek. Diese Anbauten sind jedoch wenig denkmalgerecht an den 
Kirchenkörper gesetzt und verstellen den möglichen Kirchplatz, der dadurch nicht herausgebil-
det werden kann.  

Gegenüber der St. Jacobuskirche, entlang der Mittelstraße und der Hochdahler Straße, befin-
det sich der alte Reichshof, der durch Einzelhandel, Gastronomie und verschiedene (sozio- ) 
kulturelle Einrichtungen und Vereine (bspw. Kath. Pfarramt St. Jacobus, Seniorenbegegnungs-
stätte, Ausländerbegegnungsstätte) genutzt wird. Nördlich des Reichshofs liegt an der Hoch-
dahler Straße ein eingeschossiger Bau, in dem sich das portugiesische Zentrum befindet. 

Die Hochdahler Straße stellt mit ca. 16.400 Kfz/ Tag eine stark belastete innerstädtische Haupt-
verkehrsstraße dar. 

Von der Mühlenstraße aus werden das denkmalgeschützte Pfarrhaus sowie zwei weitere zwei-
geschossige Gebäude erschlossen, in denen das Jugend- / Pfarrheim sowie der Sozialdienst 
katholischer Frauen und Männer e.V. (SKFM) und die Kaplanei untergebracht sind. Zwischen 
den Gebäuden entlang der Hochdahler Straße und jenen an der Mühlenstraße ist ein privater 
Parkplatz der Kirche angeordnet.  

Die Flächen im Kreuzungsbereich zwischen Mühlenstraße, Berliner Straße und Hochdahler 
Straße sind unbebaut, jedoch vollflächig versiegelt, und werden als private Stellplatzanlage ge-
nutzt. Die Flächen dienen außerdem als Zufahrt zu mehreren Garagen außerhalb des Plange-
biets. 

Das Umfeld des Planbereichs wird wesentlich geprägt durch die zentrale Innenstadtlage mit 
Ladengeschäften in den Erdgeschosszonen und Dienstleistungsnutzungen bzw. Wohnen in 
den zwei bis vier darüber liegenden Geschossen. Westlich an das Plangebiet angrenzend be-
findet sich zudem eine Seniorenwohnanlage. Nördlich des Bebauungsplangebiets befindet sich 
zwischen Mühlenstraße und Itter ein größerer Wohnungskomplex aus den 1980er Jahren. 
Nordöstlich, an der Kreuzung Hochdahler Straße / Berliner Straße, bildet ein sechsgeschossi-
ger Bürokomplex (inklusive Staffelgeschoss) eine Landmarke am Eingang des Stadtzentrums. 
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3. Bisheriges Planungsrecht 

Das Plangebiet wird im gültigen Regionalplan der Bezirksregierung Düsseldorf (GEP 99) als 
Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) ausgewiesen. 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als Fläche für 
den Gemeinbedarf mit Kirchen und kirchlichen Zwecken dienenden Gebäuden und Einrichtun-
gen dar. Im Eckbereich der Berliner Straße / Hochdahler Straße, im Nordosten des Änderungs-
bereiches, ist eine gemischte Baufläche – Kerngebiet (MK) dargestellt. Ferner ist eine Richt-
funkstrecke im Plangebiet dargestellt, entlang der Mühlenstraße sind Leitungen der Stadtwerke 
Wuppertal – Stadtwerke Solingen im Flächennutzungsplan dargestellt.  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13), kann gem. 
§ 8 (2) BauGB nicht aus den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans entwickelt 
werden. Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans ist demnach gem. § 8 (3) BauGB eine 
Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. 

Für das Plangebiet besteht bereits seit dem 18.05.1983 der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 
73A. Dieser setzt für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ein Kern-
gebiet, teilweise überlagert mit einer Fläche für den Gemeinbedarf (Kirche), fest. Die überbau-
baren Grundstücksflächen sind über Baugrenzen bzw. Baulinien festgesetzt, die zulässige Zahl 
der Vollgeschosse liegt zwischen II und IV im Bereich rund um die St. Jacobuskirche und zwi-
schen I und IV im Kreuzungsbereich Hochdahler Straße / Berliner Straße. Die GRZ (Grundflä-
chenzahl) beträgt 1,0, die GFZ (Geschossflächenzahl) 2,2. Die maximal zulässige Höhe bauli-
cher Anlagen ist im rechtskräftigen Bebauungsplan nicht geregelt. Im westlichen Anschluss an 
das Reichshofgebäude ist eine Linde zum Erhalt festgesetzt.  

4. Ziel und Zweck der Planung 

Das Plangebiet befindet sich größtenteils im Besitz der katholischen Kirchengemeinde St. Ja-
cobus in Hilden, die Teilfläche an der Kreuzung Berliner Straße / Hochdahler Straße gehört ei-
nem privaten Eigentümer.  

Das Reichshofsgebäude sowie die übrigen Gebäude auf dem Gelände der St. Jacobus-
Gemeinde werden derzeit durch verschiedene kirchliche Einrichtungen durch die Gemeinde 
selbst genutzt bzw. für soziokulturelle, gastronomische und Einzelhandelsnutzungen vermietet. 
In den vergangenen Jahren konnte sich aufgrund des schlechten baulichen Zustands und des 
Zuschnitts des Gebäudes keine adäquate Nutzung für das Gebäude einstellen, somit steht ein 
Großteil des Gebäudes leer bzw. ist für eine Nutzung behördlich gesperrt oder untergenutzt.  

Die Kirchengemeinde möchte ihre Nutzungen neu organisieren, besser zusammenfassen und 
hat aus diesem Grund im Jahr 2007 ein Investorenauswahlverfahren durchgeführt.  

Dieses hatte zum Ziel, Ideen für eine Neunutzung des Areals und für eine städtebauliche Neu-
gestaltung des Bereichs zu sammeln.  

Das bestehende Planungsrecht mit einer Darstellung als Fläche für den Gemeinbedarf im Flä-
chennutzungsplan und mit den im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen ermöglicht nicht 
die Umsetzung des ausgewählten Entwurfs aus dem Auswahlverfahren, der von der Kirchen-
gemeinde selbst, vom Rat der Stadt Hilden sowie der Erzdiözese Köln befürwortet wird. 
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Um eine Umsetzung des geplanten Vorhabens zu ermöglichen, ist die Stadt Hilden bereit, den 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 73A in Teilen zu ändern und den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13) aufzustellen sowie die Darstellung im Flä-
chennutzungsplan den Zielen des Bebauungsplans anzupassen. Der vorhabenbezogene Be-
bauungsplan Nr. 73A, 6. Änderung (VEP Nr. 13), soll auf Grundlage des Baugesetzbuches die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Entwicklung schaffen. 

Das Vorhaben soll in zwei Bauabschnitten realisiert werden. Während der Bauphase des ersten 
Bauabschnitts kann das Jugendheim zunächst erhalten und weiter genutzt werden. Der Bereich 
des Reichshofs, in dem sich die Gaststätte befindet, muss nach privat-rechtlichen Verträgen bis 
Ende Oktober 2011 stehen bleiben. Diese Bereiche werden im Rahmen des zweiten Bauab-
schnittes abgerissen und neu errichtet. 

5. Planinhalte 

5.1 Städtebauliche Konzeption 

Grundlegender Gedanke des im Wettbewerb siegreichen Entwurfskonzeptes ist es, die St. Ja-
cobuskirche als Solitär freizustellen und einen neuen Platz im Stadtraum zu schaffen, den St. 
Jacobus-Platz. Die Bebauung zwischen Itter und Mühlenstraße wird als „schützender Mantel“ 
der Kirche betrachtet, der durch die Anordnung der neuen Baukörper ergänzt wird. 

Durch bauliche Lücken sollen Wege- und Sichtbeziehungen geschaffen bzw. wiederhergestellt 
werden. Diese baulichen Lücken sind aus dem erfolgreichen Wettbewerbsbeitrag übernom-
men. Diese baulichen Lücken dienen der Gliederung der geplanten Gebäude untereinander 
und erzeugen wahrnehmbare Sicht- und Wegebeziehungen. Dazu wird der heutige Reichshofs 
an seinem derzeitigen Standort durch ein neues Gebäude aufgenommen, das Gestaltungs-
merkmale des Reichshofs zitiert und in einer zeitgemäßen und modernen Architektursprache 
interpretiert. Nördlich des neugeplanten Kubus öffnet eine Gasse („Kirchgasse“) den Blick von 
der Hochdahler Straße und der Gabelung Walder Straße auf die St. Jacobuskirche. Weitere 
Neubauten umschließen den neuen Jacobusplatz und grenzen diesen zur vielbefahrenen 
Hochdahler Straße ab. Hierdurch geht mit der Abschirmung des Straßenverkehrslärms eine 
Aufwertung des St. Jacobusplatzes einher. Das L- förmige Gebäude an der Mühlenstraße 
schirmt zudem den Garten des Pfarrhauses vom St. Jacobusplatz ab und schafft so einen inti-
meren Raum, der den „privaten“ kirchlichen Nutzungen vorbehalten ist. In diesem Gebäude 
werden Büro- und Dienstleistungsnutzungen sowie insbesondere Wohnnutzungen angestrebt.  

Die kirchlichen Nutzungen wie Pfarrsaal und Bibliothek werden im Erdgeschoss des Neubaus 
an der Ecke Hochdahler und Mühlenstraße angeordnet und können so prominent im Stadtraum 
platziert werden. Weitere gastronomische sowie Dienstleistungs- und Einzelhandelsnutzungen 
im Erdgeschoss in diesem Gebäude sollen zur Belebung des Standortes beitragen. Oberhalb 
des Erdgeschosses sind Büro- sowie insbesondere Wohnnutzungen geplant.  

An der Kreuzung Berliner Straße / Hochdahler Straße markieren planerisch zwei prägnante 
Gebäude als Ergänzung des gegenüberliegenden Bestandsgebäudes die Eingangssituation in 
die Innenstadt. Damit soll dem gegenüberliegenden derzeit übergewichtigen Baukörper ein 
starkes Pendant gegenübergestellt und der Kreuzungspunkt markiert werden. Die hier betrof-
fene Grundstücksfläche ist allerdings nicht Gegenstand des Vorhaben- und Erschließungspla-
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nes. Derzeit bestehen hier keine konkreten Bauabsichten. Somit ist eine Bebauung entspre-
chend des vorgelegten Konzepts dem Eigentümer frei gestellt. 

Die als Baudenkmal eingetragenen Gebäude St. Jacobuskirche und Pfarrhaus werden durch 
den Bebauungsplan im Bestand planungsrechtlich gesichert. Im Bebauungsplan werden diese 
Gebäude nachrichtlich als Baudenkmal gekennzeichnet. Im nördlichen und südlichen An-
schluss an das Kirchengebäude werden weitere überbaubare Flächen im Bebauungsplan vor-
gesehen, um die geplanten neuen Anbauten (Sakristei, Eingangsbereich) gemäß städtebauli-
chem Entwurf zu realisieren. 

Planungsintention ist, durch die vorhandenen und geplanten Nutzungen Synergien zu erzeugen 
und eine nachhaltige Belebung des Bereichs durch eine Stärkung der Wohnnutzung zu errei-
chen. So werden einerseits Synergien zwischen dem Gemeindezentrum und der bestehenden 
Seniorenwohnanlage erkannt und andererseits eine Stärkung des Standorts durch die Einzel-
handels- und Dienstleistungsnutzungen in Verbindung mit der Wohnnutzung erwartet. Durch 
die Planung entsteht eine Nachbarschaft, die sich klar zum Platz in ihrem Zentrum und zur St. 
Jacobuskirche orientiert. Die geplanten Nutzungen fügen sich in die funktionelle Struktur des 
Umfeldes optimal ein und sollen zu einer Ergänzung und Stärkung des umgebenden Stadtge-
bietes sowie zu einer Markierung und Stärkung des Eingangsbereiches der Fußgängerzone 
Mittelstraße beitragen.  

Als Maßnahmen zum Klimaschutz werden in Teilen analog zum Wettbewerbsentwurf begrünte 
Dächer sowie eine besondere Wärmedämmung der Fassaden vorgesehen. Durch diese Maß-
nahmen wird den Anforderungen des Klimaschutzes bei der Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Rechnung getragen.  

5.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der westliche Teilbereich des Plangebietes wird entsprechend der Entwurfsintention und der 
bisherigen Nutzung als Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB mit der 
Zweckbestimmung Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
festgesetzt. Durch die Festsetzung von Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestim-
mung Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen kann die bisheri-
ge Nutzung für den Bereich der St. Jacobuskirche und des Pfarrhauses planungsrechtlich gesi-
chert werden. 

In den Bereichen, die als Flächen für den Gemeinbedarf festgesetzt sind, wird ein Kerngebiet 
(MK) gemäß § 7 BauNVO als Doppelfestsetzung festgesetzt. Das Plangebiet befindet sich in 
der Innenstadt der Stadt Hilden und weist eine urbane Prägung auf. Im direkten Umfeld des 
Plangebietes und im Plangebiet selbst sind kerngebietstypische Nutzungen vorherrschend. 
Diese bestehende und geplante Nutzung kann einem Kerngebiet (MK) zugeordnet werden. 

Für das übrige Plangebiet wird entsprechend der Entwurfsintention und den Planungszielen für 
das Grundstück ein Kerngebiet (MK) gemäß § 7 BauNVO festgesetzt.  

Im Kerngebiet (MK) sind die nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Vergnü-
gungsstätten (z.B. Spielhallen, Sex-Kinos, Peep-Shows, Striptease-Shows, Eros-Center, Dir-
nenunterkünfte, Diskotheken, Tanzlokale) gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig. Der Aus-
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schluss von Vergnügungsstätten erfolgt, da diese Nutzungen nicht mit den Planungszielen der 
Stadt für diesen sensiblen Bereich im Umfeld der St. Jacobuskirche vereinbar sind.  

Die nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe mit der Nut-
zungsart „Sex-Shop“ sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig. Für den Ausschluss liegen im 
Bereich des Plangebietes besondere städtebauliche Gründe vor. Die Lage in zentraler Lage der 
Innenstadt der Hildener Fußgängerzone und die damit verbundenen besonderen Anforderun-
gen an die Gestaltung des Stadt- bzw. Straßenraums machen diese Regelung erforderlich. 
Darüber hinaus befinden sich innerhalb des Planbereichs die Baudenkmäler Mühlenstraße Nr. 
8 (Pfarrhaus) sowie die St. Jacobuskirche. Die mit Vergnügungsstätten und Sex-Shops ver-
bundenen, häufig negativen gestalterischen, Auswirkungen (insbesondere in Bezug auf Wer-
bung) widersprechen den denkmalschützenden Zielen. Durch eine Häufung von Vergnügungs-
stätten im sensiblen Innenstadtbereich werden negative Auswirkungen auf das Stadt- und 
Straßenbild und sog. „Trading-Down-Effekte“ bzw. Auswirkungen auf die Baudenkmäler be-
fürchtet. Im Hildener Stadtgebiet gibt es an weniger sensiblen Standorten Flächen, an denen 
diese Nutzungsarten grundsätzlich möglich sind.  

Die nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO zulässigen bzw. nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 ausnahmsweise zu-
lässigen Tankstellen sind unzulässig bzw. nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Tankstellen 
sind in dieser zentralen Lage und an diesem Standort in der Fußgängerzone der Hildener In-
nenstadt nicht mit den Planungszielen vereinbar.  

Sonstige Wohnungen sind in den Kerngebieten MK 1 und MK 3 ab dem 1. Obergeschoss zu-
lässig. Sonstige Wohnungen sind in dem Kerngebiet MK 2 sowie im Gebäude Mühlenstraße 8 
ab dem Erdgeschoss zulässig. Die Festsetzungen erfolgen, um entsprechend den Planungszie-
len die Wohnnutzung in der Innenstadt und im Plangebiet zu fördern. Durch die Festsetzung 
soll eine Nutzungsmischung im Plangebiet ermöglicht werden sowie eine Belebung des Stand-
ortes einhergehen. 

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ), ei-
ner Geschossflächenzahl (GFZ), einer maximal zulässigen Wand- und Gebäudehöhe sowie 
über die Zahl der Vollgeschosse geregelt.  

Durch die 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 73A wird an einer GRZ von 1,0 festgehalten. 
Die GFZ wird in den Kerngebieten MK 1 und MK 3 mit 3,0 und im MK 2 mit 2,2 festgesetzt. Die 
Festsetzungen orientieren sich einerseits an dem bestehenden Baurecht und andererseits an 
den Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 17 BauNVO. 
Die Festsetzungen erfolgen, um für den zentralen Innenstadtstandort eine gute Ausnutzbarkeit 
für kerngebietstypische Nutzungen vorhalten zu können.  

Die Zahl der Vollgeschosse wird in Anlehnung an das vorhandene Baurecht mit I bis IV Ge-
schossen festgesetzt. Im Kreuzungsbereich der Berliner Straße / Hochdahler Straße wird eine 
Vier-Geschossigkeit durch den Bebauungsplan vorbereitet, um gegenüber der östlich befindli-
chen Bebauung im Kreuzungsbereich Berliner Straße / Hochdahler Straße ein entsprechendes 
Pendant gegenüberzustellen und den Kreuzungsbereich als Eingangsbereich in die Hildener 
Innenstadt zu markieren.  



STADT HILDEN  VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 73A, 6. ÄNDERUNG (VEP NR. 13)  

 

 

ISR Stadt + Raum GmbH & Co.KG  10 

Ferner werden längs der umgebenden Straßenzüge sowie gegenüber den im Plangebiet be-
findlichen Baudenkmälern Wandhöhen festgesetzt. Die festgesetzten maximalen Wand- und 
Gebäudehöhen orientieren sich einerseits an der im Plangebiet vorhandenen Gebäudesub-
stanz und andererseits an den umgebenden Gebäuden im Anschluss an das Plangebiet. Als 
wesentliche Referenz zur Bestimmung der Höhenfestsetzungen wurden insbesondere die im 
Plangebiet befindlichen Baudenkmäler herangezogen. Die Festsetzungen erfolgen, um die ge-
planten Baukörper in Bezug auf die Höhenentwicklung in das Umfeld und die vorhandenen Be-
bauungsstrukturen zu integrieren.  

Abweichend ist gegenüber der Höhenfestsetzung eine Überschreitung der Maximalhöhe für 
Technikaufbauten in der Summe bis 10% der Geschossfläche des darunter liegenden Ge-
schosses und maximal 2,0m Höhe zulässig. Die Festsetzung ermöglicht es somit, ggf. erforder-
liche Technikaufbauten auf den Dachflächen zu realisieren. 

Aufgrund der teilweise vorgesehenen Sondernutzungen (bspw. ein Pfarrsaal) oder auch Ein-
zelhandelsnutzungen, die ggf. von den üblichen Maßen abweichende Geschosshöhen zur Fol-
ge haben, können durch die Festsetzung der Wand- und Gebäudehöhe das mögliche Bauvo-
lumen und das städtebauliche Bild besser gesteuert werden als nur über die Festsetzung einer 
höchstzulässigen Zahl von Vollgeschossen. 

Als Wandhöhe (WH) gilt die Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut oder der obere Abschluss 
der Wand. Die Höhe der Wand eines gegenüber der Außenwand um 1,5 m oder mehr zurück-
springenden Geschosses (Staffelgeschoss) ist bei der Ermittlung der Wandhöhe nicht mit hinzu 
zurechnen. 

Zur Bestimmung der zulässigen Gebäude- und Wandhöhe (WH) wird im Bebauungsplan be-
stimmt, dass die festgesetzten Höhen sich auf den Bezugswert Meter über Normalhöhennull (m 
ü NHN) beziehen. 

5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden vorwiegend durch Baugrenzen festgesetzt. Für 
die bestehenden denkmalgeschützten Gebäude (St. Jacobuskirche und Pfarrhaus) sowie in Be-
reichen, in denen für die Wirkung des städtebaulichen Konzepts zwingend Raumkanten erfor-
derlich sind, sind Baulinien festgesetzt. So sind gemäß der Planungsintention die im Entwurf 
vorgesehenen Sicht- und Wegeachsen auch im Bebauungsplan aufgenommen. Hier ist insbe-
sondere im nördlichen Anschluss an den zu rekonstruierenden Reichshof eine Gasse vorgese-
hen, die als Sicht- und Wegeachse mit Bezug auf die St. Jacobuskirche fungieren soll. Die La-
ge dieser Gasse leitet sich aus den östlich gegenüberliegenden Gebäudefluchten und der west-
lich befindlichen St. Jacobuskirche ab. 

Für das Kerngebiet MK 2 ist eine offene, für das Kerngebiet MK 3 eine geschlossene Bauweise 
festgesetzt. Für das Kerngebiet MK 1 ist eine abweichende Bauweise festgesetzt. Als abwei-
chende Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass einzelne Gebäudelängen 
mehr als 50 m betragen dürfen. Die maximale Ausdehnung der Gebäude wird durch die Bau-
grenzen bzw. Baulinien begrenzt. Die Festsetzung soll in dieser Form aufgenommen werden, 
um den städtischen Charakter des Standorts zu unterstreichen und eine klare Abgrenzung der 
Hochdahler Straße zum einen und des neuen St. Jacobus- Platzes zum anderen zu erreichen. 
Im Bebauungsplan sind bauliche Lücken zwischen den überbaubaren Grundstücksflächen vor-
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gesehen, um einerseits bestehende Sicht- und Wegeachsen aufzunehmen bzw. zu erzeugen 
und andererseits eine Gliederung der geplanten Gebäude zu erzielen. 

5.4 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Mühlenstraße und die Hoch-
dahler Straße. Gegenüber der vormaligen Erschließungskonzeption mit einer alleinigen Anbin-
dung an die Mühlenstraße wurde abgesehen. Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes wurden mehrere Erschließungsmöglichkeiten gutachterlich1 unter-
sucht und bewertet. Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat mit Beschluss vom 
05.05.2010 eine kombinierte Erschließung über die Mühlenstraße als auch die Hochdahler 
Straße beschlossen. An der Hochdahler Straße ist demnach nur eine Zufahrt in die geplante 
Tiefgarage und an der Mühlenstraße nur eine Ausfahrt aus der geplanten Tiefgarage zulässig. 
Seitens des Verkehrsgutachters konnte bei der vorliegenden Variante ermittelt werden, dass 
eine ausreichende Verkehrsabwicklung gewährleistet ist. Über die Hochdahler Straße sowie die 
Mühlenstraße und die Straße „Am Rathaus“ wird das Plangebiet an die übergeordneten Ver-
kehrswege angebunden.  

Durch die vorliegende und vom Rat der Stadt Hilden beschlossene Erschließungsvariante kön-
nen die mit der Planung verbundenen Verkehre auf die umliegenden Straßen verteilt werden. 
Dadurch, dass für den Bereich der Hochdahler Straße ausschließlich Zufahrten und für die 
Mühlenstraße ausschließlich Ausfahrten für die geplante private Tiefgarage südlich der Müh-
lenstraße zulässig sind, kann für die Mühlenstraße eine weitgehend gleich bleibende Verkehrs-
belastung gegenüber dem Bestand beibehalten werden. Durch die Umsetzung der Planung 
wird eine Erhöhung der Verkehrsstärken in der Mühlenstraße von 1.240 um 15 auf 1.255 
Kfz/24h prognostiziert. In der nachmittäglichen Spitzenstunde (16.30 – 17.30 Uhr) erhöht sich 
die Kfz-Belastung von 125 um 13 auf 138 Kfz/h. Gemäß der durchgeführten verkehrlichen Un-
tersuchung konnte nachgewiesen werden, dass die Verkehrsabwicklung über die Mühlenstraße 
unter Berücksichtigung der Verkehrszunahme problemlos möglich ist. Für die Hochdahler Stra-
ße ist ebenfalls eine Erhöhung der Verkehrszahlen mit Umsetzung der Planung verbunden. Es 
erfolgt bei Umsetzung der Planung eine Erhöhung des Verkehrsaufkommens um 265 Kfz/24h. 
In der nachmittäglichen Spitzenstunde sind 34 zusätzliche Kfz prognostiziert.   

Die Leistungsfähigkeit der Knotenpunkte Berliner Straße / Am Rathaus sowie Berliner Straße / 
Hochdahlerstraße können die zusätzlichen Verkehre mit einer ausreichenden Leistungsfähig-
keit  abwickeln. 

Die Mühlenstraße ist im Bestand und wird durch den Bebauungsplan weiterhin als verkehrsbe-
ruhigter Bereich ausgewiesen. Bei der Gestaltung dieser Anbindung muss dem Charakter der 
als verkehrsberuhigter Bereich ausgewiesenen Mühlenstraße Rechnung getragen werden. In 
der verkehrlichen Untersuchung ist aufgeführt, dass die Belastung einer Wohnstraße gemäß 
RASt 06 400 Kfz/h im Querschnitt nicht übersteigen darf. In der Verkehrsuntersuchung wird 
nachgewiesen, dass zur Spitzenstunde maximal 138 Kfz/h im Querschnitt erzeugt werden. Die 
Vorgaben für eine Wohnstraße werden somit weit unterschritten. 

                                                
1
  IGS Ingenieurgesellschaft Stolz mbH, Verkehrliche Untersuchung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 

73A in Hilden, Ergebnisbericht, Februar 2010 
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Die im Plangebiete befindlichen Straßen (Hochdahler Straße, Berliner Straße) werden im Be-
bauungsplan analog dem rechtskräftigen Bebauungsplan als Straßenverkehrsfläche ohne wei-
tere Zweckbestimmung festgesetzt. Die Mühlenstraße wird gemäß der derzeitigen Ausprägung 
als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung verkehrsberuhigter Bereich und die Mittelstraße 
als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Fußgängerbereich ausgewiesen.  

Die privaten Stellplätze innerhalb des Vorhabenbereiches werden in einer von der Hochdahler 
Straße aus anzufahrenden Tiefgarage untergebracht. In der Tiefgarage sind rd. 120 Tiefgara-
genstellplätze für eine ausschließlich private Nutzung geplant. Die Ausfahrt der Tiefgarage er-
folgt auf die Mühlenstraße. Im Norden des Plangebietes, außerhalb des Geltungsbereiches des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes wird durch den Bebauungsplan ebenfalls eine Bebauung 
vorbereitet. Hier ist bei Ausnutzung des Baurechtes davon auszugehen, dass entsprechende 
Stellplätze in einer Tiefgarage oder im Sockelgeschoss untergebracht werden. Da die Erschlie-
ßung dieser Fläche bereits über die Mühlenstraße erfolgt und keine Alternativen darstellbar 
sind, ist die Erschließung dieses Teilbereich weiterhin über die Mühlenstraße beabsichtigt.  

Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden längs der Mühlenstraße und im Bereich der 
Hochdahlerstraße Einfahrtsbereiche festgesetzt. Diese Festsetzung erfolgt, um Zu- und Aus-
fahrten zu den geplanten Tiefgaragen bzw. Grundstückszufahrten auf einzelne Abschnitte zu 
begrenzen. Ferner kann durch die vorgenommenen Festsetzungen geregelt werden, dass im 
Vorhabenbereich an der Hochdahler Straße ausschließlich eine Zufahrt und an der Mühlen-
straße ausschließlich eine Ausfahrt zulässig sind. 

Im Übergangsbereich der Mühlenstraße / Hochdahler Straße erfolgt die Festsetzung von Berei-
chen ohne Ein- und Ausfahrt. Durch diese Festsetzung soll verhindert werden, dass Verkehrs-
beziehungen des motorisierten Individualverkehrs zwischen der Hochdahler Straße und der 
Mühlenstraße entstehen. Somit soll sichergestellt werden, dass innerhalb der Mühlenstraße 
kein Durchgangsverkehr entsteht. 

Das Plangebiet wird über die Buslinien 781, 783 und 784 mit den Haltestellen „Am Rathaus“ 
sowie die Buslinien 741, 781, 782, 783, 784, DL4 und DL5 mit der Haltestelle „Gabelung“ an 
das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angebunden. Die Haltestelle „Gabelung“ be-
findet sich direkt an der Hochdahler Straße im Osten des Plangebietes. Die mittlere Gehweg-
entfernung beträgt zu der Haltestelle „Am Rathaus“ ca. 300 m. 

5.5 Pflanzbindungen / Anpflanzungen 

Im Süden des Plangebietes, im westlichen Anschluss an den Reichshof, wird die vorhandene 
Linde zur Erhaltung festgesetzt, um diesen für den Straßenabschnitt der Mittelstraße prägen-
den Baum planungsrechtlich zu sichern. Dieser Baum war bereits im bestehenden Bebauungs-
plan zum Erhalt festgesetzt, durch die 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 73A wird diese 
Festsetzung erhalten. 

5.6 Nebenanlagen 

Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO nur in 
den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Die Festsetzung ermöglicht eine Anord-
nung von erforderlichen Anlagen der Versorgungsträger innerhalb des Plangebietes.  
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Die im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für Tiefgaragen dienen zur Errichtung der erfor-
derlichen Fläche für den ruhenden Verkehr. Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Tiefgara-
gen nur in den überbaubaren Flächen und den entsprechend gekennzeichneten Bereichen zu-
lässig sind. 

5.7 Klimaschutz 

In dem Bebauungsplan werden Aspekte des Klimaschutzes berücksichtigt und in die Planung 
miteinbezogen. So ist die kompakte Ausbildung der Gebäude nicht nur aus wirtschaftlichen 
Gründen positiv zu bewerten, sondern auch im Hinblick auf die energetische Bilanz. Es besteht 
die Absicht, im Plangebiet erhöhte Anforderungen an die Außendämmung der Gebäude zu 
schaffen. Neben den Vorgaben der Energieeinsparverordnung (ENEV) und des Erneuerbaren-
Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) werden somit weitergehende Anforderungen an die Au-
ßenbauteile formuliert.  

Ferner ist beabsichtigt, gemäß dem Wettbewerbsentwurf in Teilen des Plangebietes begrünte 
Dächer zu schaffen. So soll in Teilbereichen der Neubauten eine Begrünung der Dachflächen 
erfolgen. Hieraus resultieren Positiveffekte für das lokale Kleinklima sowie wirken sich die Be-
grünungsmaßnahmen auch auf den Wasserhaushalt aus, da durch die Begrünung der Was-
serabfluss des Niederschlagswasser verzögert wird. Im Durchführungsvertrag zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt Hilden werden diese Maßnahmen zum Klimaschutz verbindlich 
geregelt.  

5.8 Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Plangebiets kann aufgrund der integrierten Lage über die bestehenden 
Leitungsnetze sichergestellt werden. 

Das Gebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 73A, 6. Änderung, entwässert im 
Trennverfahren. In den angrenzenden Straßen (Mittelstraße, Hochdahler Straße, Mühlenstra-
ße) sind sowohl Schmutzwasser-, als auch Regenwasserkanäle vorhanden. 

Die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Schmutzwassers kann über die vorhandene 
Schmutzwasserkanalisation in der Mittelstraße, Hochdahler Straße oder Mühlenstraße zur 
Kläranlage Hilden erfolgen. Hier können die vorhandenen Anschlüsse des alten Gebäudes ge-
nutzt werden, sofern die Dichtigkeit nachgewiesen wird.  

Die Ableitung des im Plangebiet anfallenden Regenwassers kann über die vorhandene Regen-
wasserkanalisation in der Hochdahler Straße und Mühlenstraße wie bei der vorhandenen Be-
bauung erfolgen. 

Die Bebauung liegt im Einzugsgebiet der Regenwasserbehandlungsanlage Am Rathaus (DE-
10-I). Hiermit werden die Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung im Trennverfahren 
erfüllt. Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden die befestigten Flächen nicht vergrö-
ßert. 

Die Zuordnungen der befestigten Flächen auf die einzelnen Haltungen der öffentlichen RW-
Kanalisation erfolgt im Rahmen der Grundstücksentwässerungsplanung. Einzelheiten werden 
ggf. im Durchführungsvertrag geregelt. 
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5.9 Geh- Fahr- und Leitungsrechte 

Durch die Festsetzung von mit Gehrechten zu belastenden Flächen werden die ebenerdigen 
zukünftig privaten Flächen des St. Jacobusplatzes für die Allgemeinheit nutzbar und zugänglich 
gehalten. 

Im südlichen Anschluss an die Mühlenstraße, im Übergang zum St. Jacobusplatz, wird eine mit 
einem Geh- und Fahrrecht zu belastende Fläche für die Allgemeinheit festgesetzt. Die Festset-
zung erfolgt, um eine Wendemöglichkeit für Kraftfahrzeuge im Bereich der Mühlenstraße vor-
halten zu können.  

6. Immissionsschutz 

Aufbauend auf dem Ergebnis der verkehrstechnischen Untersuchung wurde ein Immissions-
schutzgutachten2 erarbeitet, um die Verträglichkeit der geplanten Nutzung und der damit ver-
bundenen Lärmimmissionen (gewerbliche Immissionen durch Betrieb und zusätzlicher sowie 
nutzungsbedingter Verkehrslärm) zu prüfen. Die schalltechnische Untersuchung hat ergeben, 
dass aufgrund der gewerblichen und verkehrsinduzierten Lärmimmissionen Immissionsschutz-
festsetzungen im Bebauungsplan notwendig sind.  

Die schalltechnische Untersuchung hat ergeben, dass in Bezug auf den gewerblichen Lärm, 
der sich aus dem Betrieb des Planungsvorhabens ergibt, die einschlägigen Immissionsrichtwer-
te nach TA-Lärm an allen Immissionsorten tagsüber eingehalten werden. Nachts werden an der 
Fassade der Tiefgaragenein- und -ausfahrt innerhalb des Vorhabengebietes die Immissions-
richtwerte überschritten. Aufgrund der Überschreitungen sind im Bebauungsplan Immissions-
schutzmaßnahmen getroffen. So wird an den Außenfassaden seitlich der Tiefgaragenausfahrt 
für das Erdgeschoss und das 1. Obergeschoss festgesetzt, dass Aufenthaltsräume mit schall-
gedämmten und fensterunabhängigen Lüftungseinrichtungen gem. VDI 2719 auszustatten 
sind. 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung in Bezug auf den verkehrsinduzierten 
Lärm zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für Kerngebiete (65 dB(A) tagsüber 
und 55 dB(A) nachts) durch die Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr an 
den Fassaden in Richtung Berliner Straße und Hochdahler Straße tagsüber um bis zu 11 dB(A) 
und nachts um bis 13 dB(A) überschritten werden. Als weiterer Referenzwert in der schalltech-
nischen Untersuchung werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV herangezogen. Die 
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV werden ebenfalls an den benannten Straßenzügen 
überschritten. Ferner werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV nur an den neu ge-
planten Gebäuden an der Mühlenstraße tagsüber und nachts um bis zu 4 dB(A) überschritten. 
Diese Überschreitung ist im Bestand bereits auch schon vorhanden.  

An den bestehenden Wohnhäusern nördlich der Mühlenstraße werden die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete um bis zu 8 dB(A) überschritten. Im Bestand sind 
jedoch bereits Überschreitungen erkennbar. Durch die geringfügige Zunahme der Verkehre auf 
der Mühlenstraße ergibt sich nach Umsetzung der Planung für die Häuserfassaden an der 

                                                
2
  TAC – Technische Akustik, Gutachten TAC 935-10, Korschenbroich 25.05.2010 



STADT HILDEN  VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 73A, 6. ÄNDERUNG (VEP NR. 13)  

 

 

ISR Stadt + Raum GmbH & Co.KG  15 

Mühlenstraße eine Zunahme der Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr 
um bis zu 0,1 dB(A).  

Es ist jedoch auch zu berücksichtigen, dass in weiten Teilen des Plangebietes, auch für Teile 
der Mühlenstraße, durch die Planung sich eine Verbesserung der Lärmsituation ergibt. Dies ist 
auf die neuen Gebäude längs der Hochdahler Straße zurückzuführen. Diese Gebäude bilden 
einen aktiven Lärmschutzriegel gegenüber der Hochdahler Straße aus, somit sind gemäß den 
Farbkarten der schalltechnischen Untersuchung Verbesserungen abzulesen. Deutliche Verbes-
serungen in Bezug auf die Lärmimmissionen treten für den St. Jacobusplatz als auch die vor-
handene Bebauung im westlichen Abschnitt der Mühlenstraße auf. 

Aufgrund der Lärmeinwirkungen auf das Plangebiet sind Immissionsschutzfestsetzungen zu 
treffen. 

Aktive Lärmschutzmaßnahmen kommen aufgrund der innerstädtischen Lage, der örtlichen 
stadträumlichen Verhältnisse und der Baustrukturen durch die Straßenrandbebauung nicht in 
Betracht. Um im Plangebiet den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse Rechnung zu tragen, werden passive Schallschutzmaßnahmen durch Lärmpegel-
bereiche gemäß DIN 4109 und damit verbunden besondere Anforderungen an Außenbauteile 
festgesetzt. An die der Berliner Straße und der Hochdahler Straße zugewandten Fassaden sind 
aufgrund der verkehrlichen Belastung und damit verbundenen Immissionen die Anforderungen 
bis Lärmpegelbereich VI gemäß DIN 4109 zu stellen. An den Fassaden in den Kerngebieten, 
ab denen mind. Lärmpegelbereich IV festgesetzt ist, sind schallgedämmte fensterunabhängige 
Lüftungseinrichtungen für Schlafräume und Kinderzimmer gemäß VDI 2719 vorzusehen.  

Es können im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens Abweichungen von den getroffenen 
Festsetzungen zugelassen werden, soweit durch einen anerkannten Sachverständigen nach-
gewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen.  

 

Tabelle 8 der DIN 4109: Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen (gültig für ein Verhältnis S (W+F) / 
SG=0,8) 

In Bezug auf den Immissionsschutz kann vor dem Hintergrund der vorgenommenen Betrach-
tungen und daraus resultierender Festsetzungen im Bebauungsplan davon ausgegangen wer-
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den, dass den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Plan-
gebiet Rechnung getragen wird. 

7. Zentrenverträglichkeit 

Die Stadt Hilden wird gemäß landesplanerischer Einordnung als Mittelzentrum eingestuft. Die 
Stadt Hilden übernimmt folglich auch überörtliche Versorgungsfunktionen. Das Plangebiet liegt 
innerhalb des abgegrenzten zentralen Versorgungsbereichs der Stadt Hilden. Gemäß Einzel-
handels- und Nahversorgungskonzept der Stadt Hilden3 wird die Mittelstraße als Hauptein-
kaufslage bzw. A-Lage definiert. Die Haupteinkaufslage zeichnet sich durch einen sehr hohen 
und nahezu durchgehenden Geschäftsbesatz aus. Die dominierende Nutzungsform in den Erd-
geschosslagen ist der Einzelhandel, die vereinzelt durch private und öffentliche Dienstleis-
tungseinrichtungen sowie Gastronomiebetriebe unterbrochen werden. Die Hochdahler Straße 
ist im Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept als B-Lage eingestuft. Die B-Lage ist im Un-
terschied zur Haupteinkaufslage durch einen insgesamt geringeren Anteil an Einzelhandelsbe-
trieben und durch einen erhöhten Anteil von Dienstleistungs- und Gastronomiebetrieben ge-
kennzeichnet. 

Im vohabenbezogenen Bebauungsplan werden durch die Ausweisung eines Kerngebietes Ein-
zelhandelsnutzungen vorbereitet. Planungsintention ist, in den Erdgeschossen der Bebauung 
längs der Hochdahler Straße Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen sowie Gastro-
nomie anzusiedeln. Im Eckbereich Mühlenstraße / Hochdahler Straße sind im Erdgeschoss 
Räumlichkeiten für die kath. Kirchengemeinde mit u.a. Pfarrsaal geplant. Folglich verbleiben 
mögliche Einzelhandelsnutzungen nur in dem südlichen Bereich längs der Hochdahler Straße. 
Oberhalb des Erdgeschosses sollen im Plangebiet vorwiegend Wohn- und Büronutzungen ent-
wickelt werden.  

Gemäß § 24a LEPro dürfen Kerngebiete nur in zentralen Versorgungsbereichen ausgewiesen 
werden. Die Ausweisung eines Kerngebietes entspricht damit den aktuellen landesplanerischen 
Zielvorgaben des § 24a LEPro. In der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 73A wird im We-
sentlichen eine Fortschreibung der Art der baulichen Nutzung im Plangebiet forciert. Folglich 
werden gegenüber dem bestehenden Planungsrecht keine zusätzlichen Flächen für die Einzel-
handelsnutzung geschaffen.    

Folglich werden keine negativen Auswirkungen auf die Hildener Innenstadt oder weiteren zent-
ralen Versorgungsbereiche erwartet. Die Planung von ergänzenden Einzelhandelsnutzungen 
an diesem Standort steht im Einklang mit dem Ziel des Hildener Einzelhandelskonzeptes und 
trägt dem Ziel Rechnung, die Attraktivität der Innenstadt durch Konzentration zentrenrelevanter 
Angebote zu stärken.  

8. Denkmalschutz 

Die Flächen des Plangebiets liegen innerhalb des Geltungsbereichs der Denkmalbereichssat-
zung Innenstadt. Innerhalb des Geltungsbereichs dieser Satzung sind die Grundrisse der Stra-

                                                
3
  Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept für die Stadt Hilden, Köln 2005, BBE Unternehmensberatung 

GmbH, BBE Standort 
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ßen und Plätze mit ihrer noch weitgehend erhaltenen kleinteiligen Parzellenstruktur sowie das 
Erscheinungsbild der begrenzenden baulichen Anlagen geschützt. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich die St. Jacobuskirche (einschl. Sakris-
tei) sowie das Pfarrhaus, die als Baudenkmale (Einzelobjekte) in die Denkmalliste der Stadt Hil-
den eingetragen sind. Die im Plangebiet befindlichen Baudenkmäler werden im Bebauungsplan 
nachrichtlich gekennzeichnet. 

Der Ursprung der St. Jacobuskirche geht auf einen Holzbau von 1682 zurück, die in den Jahren 
1745 bis 1749 durch eine steinerne Kirche ersetzt wurde. Im Umfeld der St. Jacobuskirche be-
fand sich ferner ein konfessioneller Friedhof, auf dem bis 1807 Bestattungen durchgeführt wur-
den. Da die Lage der Vorgängerkirche und die Fläche des vormaligen Friedhofs nicht eindeutig 
bekannt ist, wurden in Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege Untersuchun-
gen zur archäologischen Situation vorgenommen. Hier erfolgte zunächst eine Überprüfung des 
bestehenden Karten- und Archivbestandes auf Hinweise zum Standort der Vorgängerkirche der 
Pfarrkirche St. Jacobus sowie deren Kirchhof. In einem weiteren Schritt wurden die Ergebnisse 
dargelegt und der weitere Untersuchungsumfang mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
abgestimmt. Daraufhin wurde eine archäologische Sachverhaltsermittlung4 durch eine Fachfir-
ma in Form einer Sondierung durchgeführt. Es wurde eine ca. 8 x 5 m große Sondagefläche im 
Bereich nordöstlich der Kirche angelegt. Die Sondage wurde ca. 1,5 m tief ausgehoben. Im Er-
gebnis der Untersuchung wurden in den oberen Bodenhorizonten menschliche Knochenreste 
gefunden. Klare Hinweise zur Lage des alten Kirchhofes bestehen jedoch nach den Befunden 
nicht. Ferner wurde Abbruchschutt in der Sondagefläche vorgefunden. Hierbei bleibt unklar, ob 
es sich bei der vorgefundenen Grube um einen ausgebrochenen Keller handelt. Der Standort 
der Vorgängerkirche wird nach Interpretation des Karten- und Archivbestandes für den westli-
chen Teilbereich der heutigen Lage der St. Jacobuskirche mit hoher Wahrscheinlichkeit vermu-
tet. 

Da nach den vorgenommenen Untersuchungen nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei 
Umsetzung der Planung die Belange der Bodendenkmalschutzes berührt werden, sind die an-
stehenden Erdarbeiten unter archäologischer Fachaufsicht durchzuführen. 

9. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass für die Westseite der Hochdahler Straße innerhalb 
des Plangebietes sowie für die Fassaden längs des neuen St. Jacobusplatzes die Satzung der 
Stadt Hilden über Werbeanlagen, Vordächer und Sonnenschutzdächer zum Schutz der Gestalt 
der Mittelstraße und ihrer Seitenstraßen (in Kraft getreten am 28.10.2003) anzuwenden ist.  
Über diese Festsetzung sollen die gestalterischen Anforderungen und die Regelungen insbe-
sondere in Bezug auf die Werbeanlagen auch für die Westseite der Hochdahler Straße sowie 
die Fassaden am St. Jacobusplatz übernommen werden. Für diese Regelungen im Plangebiet 
liegen städtebauliche Gründe vor. Die Lage innerhalb der Innenstadt sowie die bestehenden 
Baudenkmäler und die Wohnbebauung in der Umgebung des Plangebietes und die damit ver-

                                                
4
  ABS Gesellschaft für Archäologische Baugrund-Sanierung mbH, Hilden-Reichshof, B-Plan Nr. 73A, Archäologi-

sche Sachverhaltsermittlung OV 2009/1022, Köln 2009 
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bundenen besonderen Anforderungen an die Gestaltung des Stadt- bzw. Straßenraumes ma-
chen diese Regelung erforderlich. 

10. Eingriff in Boden, Natur und Landschaft 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 73A aus dem Jahre 1983 setzt für den Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ein Kerngebiet (MK) mit typischen Ausnutzungs-
kennziffern fest. Demnach ist ein entsprechender Eingriff in Boden, Natur und Landschaft be-
reits vor der planerischen Entscheidung über die 6. Änderung des Bebauungsplans im Sinne 
von § 1 a (3) BauGB zulässig. Für den mit der Planung verbundenen Eingriff ist daher kein 
Ausgleich erforderlich. 

11. Kosten und Zeitpunkt der Durchführung 

In den bestehenden Gebäuden im Plangebiet, die durch den vorliegenden Bebauungsplan  
überplant werden, befinden sich zum Teil unterschiedliche Nutzungen in kirchlicher Träger-
schaft. Zusammen mit der Kirche soll eine Lösung gefunden werden, um diese Nutzungen 
während der Bauphase temporär in anderen Räumlichkeiten unterzubringen. 

Im Bereich alter Reichshof ist eine Gaststätte ansässig, der Mietvertrag läuft bis zum 
31.10.2011. Dieser Bereich wird durch den ersten Bauabschnitt nicht tangiert, der Baubeginn 
für den zweiten Bauabschnitt erfolgt erst nach dem Ende des Mietverhältnisses. 

Die Planung sieht außerdem entsprechende Räume für die Kirchengemeinde vor, so dass die-
se Nutzungen wieder in die neuen Gebäude einbezogen werden können. Des Weiteren ist für 
das Erdgeschoss des neuen Reichshofs auch eine gastronomische Nutzung erwünscht und soll 
durch die Festsetzungen des Bebauungsplans auch ermöglicht werden. 

Der Beginn der Abrissarbeiten ist ab Ende 2010 beabsichtigt. Ein genauer Zeitpunkt für den 
Beginn der Abrissarbeiten steht bislang noch nicht fest. Der Baubeginn wird für das erste Quar-
tal 2011 angestrebt.  

Für die Stadt Hilden ergeben sich durch die Umsetzung des eigentlichen Vorhabens keine un-
mittelbaren Kosten. Im Durchführungsvertrag werden die weiteren Details zur Übernahme der 
entstehenden Kosten geregelt. Zum derzeitigen Verfahrensstand liegt ein Entwurf des Durch-
führungsvertrags vor, vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes werden die Inhalte des 
Vertrags zwischen der Stadt Hilden und dem Vorhabenträger abschließend abgestimmt.  

12. Bodenordnerische Maßnahmen 

Es ist beabsichtigt, Teilbereiche zweier Flurstücke im Bereich der Mühlenstraße, die im rechts-
kräftigen Bebauungsplan als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt sind und sich im Eigentum 
der Stadt Hilden befinden, an den Vorhabenträger zu veräußern. Hierzu wird ein entsprechen-
der Vertrag geschlossen. 

Sonstige bodenordnerische Maßnahmen sind zum jetzigen Kenntnisstand nicht erforderlich. 
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13. Hinweise 

Im Nordosten des Plangebietes, am Endpunkt der Mühlenstraße befinden sich derzeit Glas- 
und Papiercontainer des städtischen Bauhofes. Aufgrund der Planung und dieser exponierten 
Stelle im Kreuzungsbereich Berliner Straße / Hochdahler Straße wird angestrebt, die Container 
zu verlegen. Die Verlagerung der Containerstandorte erfolgt nach Abstimmung mit dem Ver-
messungs- und Planungsamt sowie dem Bauhof der Stadt Hilden. 
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Teil B - Umweltbericht 

1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

Das Plangebiet befindet sich in zentraler Lage am Ostrand der Hildener Innenstadt, etwa 500 m 
vom Alten Markt entfernt am Anfang der Fußgängerzone „Mittelstraße“. Es umfasst die Flächen 
der St. Jacobuskirche und des zugehörigen Pfarrhauses sowie den „alten Reichshof“. Außer-
dem wird der Kreuzungsbereich Hochdahler Straße / Berliner Straße überplant. Das Plangebiet 
entspricht damit überwiegend den Flächen, die im Rahmen des Investoren-Wettbewerbs zur 
Umstrukturierung des Reichshof-Areals im Jahr 2007 untersucht wurden. Gemäß dem erfolg-
reichen Entwurf des Investorenauswahlverfahrens ist die Errichtung von neuen Gebäuden 
längs der Hochdahler Straße sowie nördlich der St. Jacobuskirche, an der Mühlenstraße, beab-
sichtigt. Für das Gebiet gibt es einen rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 73A aus dem Jahre 
1983. Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan (VEP Nr. 13) stellt die 6. Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes dar.  

Der rechtskräftige Bebauungsplan setzt für das Grundstück Baugrenzen fest, die sich an den  
Bestandsgebäuden orientieren. Ferner sind für die im Plangebiet befindlichen Baudenkmäler 
Baulinien festgesetzt. Zukünftig soll eine stärker den Straßenraum betonende und begleitende 
Bebauung angestrebt werden, so dass der innere Bereich des Plangebietes, im Anschluss an 
die St. Jacobuskirche, als Platzaufweitung ausgebildet werden kann. Des Weiteren werden im 
Bebauungsplan Sicht- und Wegeachsen geschaffen, die sich insbesondere auf die St. Jaco-
buskirche beziehen. Die Fläche für den Gemeinbedarf wird auf die Kirche und das Pfarrhaus 
reduziert, die Festsetzung eines Kerngebietes bleibt in der Änderung des Bebauungsplanes er-
halten.  

Ziel der Planung ist, eine für den zentralen Standort angemessene bauliche Nutzung mit Wohn- 
und Geschäftsgebäuden längs der Hochdahler Straße als auch der Mühlenstraße herbeizufüh-
ren, die sich in Bezug auf die Höhenentwicklung und Gebäudekubatur in den Nutzungszusam-
menhang der Hildener Innenstadt einfügen.  

2 Ziele des Umweltschutzes 

Die Umweltschutzziele für das Plangebiet lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 

Schutzgut Quelle Zielaussage 

 

Tiere und 
Pflanzen 

 

 

 

 

Bundesnaturschutzgesetz / 
Landschaftsgesetz NW 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Le-
bensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schüt-
zen, zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustel-
len, dass 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
• die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähig-

keit der Naturgüter, 
• die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten 
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  und Lebensräume sowie 
• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft 

 auf Dauer gesichert sind. 

 Baugesetzbuch Bei Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu berücksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft , Klima und das Wirkungsgefüge 
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt § 1a 
III BauGB 

Boden Bundesbodenschutzgesetz Ziele des BBodSchG sind 

• der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funk-
tionen im Naturhaushalt, insbesondere als  

- Lebensgrundlage und –raum für Menschen, Tiere und Pflan-
zen 

- Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und 
Nährstoffkreisläufen 

- Ausgleichsmedium für stoffliche Einwirkungen (Grundwas-
serschutz), 

- Archiv für Natur- und Kulturgeschichte, 
- Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirt-

schaftliche sowie siedlungsbezogene und öffentliche Nut-
zungen 

• der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderun-
gen 

• Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bo-
denveränderungen 

• die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderun-
gen und Altlasten 

 Baugesetzbuch Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und Innenentwick-
lung zur Verringerung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden. 

Wasser Wasserhaushaltsgesetz Sicherung der Gewässer  als Bestandteil des Naturhaushaltes und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum 
Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträch-
tigungen ihrer ökologischen Funktionen. 

 Landeswassergesetz Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der Gewässer vor vermeidba-
ren Beeinträchtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers 
sowie die Bewirtschaftung von Gewässern zum Wohl der Allgemeinheit. 

Niederschlagswasser ist für erstmals bebaute oder befestigte Flächen 
ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder in ein Gewässer einzuleiten, 
sofern es die örtlichen Verhältnisse zulassen. 

Klima Landschaftsgesetz NW Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Siche-
rung des Naturhaushaltes (und damit auch der klimatischen Verhältnis-
se) als Lebensgrundlage des Menschen und Grundlage für seine Erho-
lung. 

Luft Bundesimmissionsschutz-
gesetz 

Schutz der Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Was-
sers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des 
Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Be-
lästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, 
Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen). 

 TA Luft Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur 
Erzielung eines hohen Schutzniveaus für die gesamte Umwelt. 

Landschaft Bundesnaturschutzgesetz / 
Landschaftsgesetz NW 

Schutz, Pflege, Entwicklung und ggfs. Wiederherstellung der Land-
schaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des 
Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im be-
siedelten und unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der 
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Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur 
und Landschaft.  

Mensch TA Lärm / BImSchG & VO / 
DIN 18005 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Geräusche sowie deren Vorsorge. 

Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölkerung 
ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung ins-
besondere am Entstehungsort, aber auch durch städtebauliche Maß-
nahmen in Form von Lärmvorsorge und –minderung bewirkt werden 
soll. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Baugesetzbuch / Denkmal-
schutzgesetz NRW 

Schutz von Kultur- und sonstigen Sachgütern vor negativen Einflüssen, 
Überbauung etc. 

3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der 
Prognose bei Durchführung der Planung 

Im Folgenden werden die Auswirkungen des Planvorhabens auf die einzelnen Schutzgüter ana-
lysiert und bewertet. Da für das Plangebiet ein bestehendes Planungsrecht aus dem Jahr 1983 
besteht, wird auf dieser Grundlage das neue Planvorhaben bewertet. So werden in einem ers-
ten Schritt die Umweltauswirkungen im Verhältnis zwischen altem und neuem Baurecht analy-
siert und in diesem Zusammenhang bewertet. In einem weiteren Schritt wird allgemein die Be-
standssituation beschrieben. Aus diesen Ergebnissen werden die Auswirkungen bei Umsetzung 
des Planvorhabens abgeleitet und in einem Ergebnis zusammengefasst.  

3.1  Schutzgut Mensch – Bevölkerung/Gesundheit 

Für das Schutzgut Mensch sind die mit der Planung einhergehenden Auswirkungen auf das 
Wohnumfeld von Bedeutung. Eine besondere Betrachtung ist in der Bauleitplanung im Verfah-
ren der 6. Änderung des Bebauungsplanes 73A für Lärmimmissionen aus zusätzlichem Fahr-
zeugverkehr aus den öffentlichen Straßen gemäß DIN 18005 bzw. 16. BImSchV und den ge-
werbebedingten Nutzungen gemäß der TA Lärm untersucht worden. 

Die TA Lärm, welche bei gewerblichen Anlagen zu Anwendung kommt, legt die folgenden 
Richtwerte fest und die Geräusche der Fahrvorgänge auf öffentlichen Straßen werden nach fol-
genden Grenzwerten der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) festgelegt. 

 

Immissionsrichtwert 

nach TA Lärm  

Immissionsgrenz-

wert nach 16. 

BImSchV  

Gebietsausweisung 

Werte in dB(A) 

Tag Nacht Tag Nacht 

Industriegebiete (GI) 70    

Gewerbegebiete (GE) 65 50 69 59 

Kern, Dorf- und Mischgebiete (MK) 60 45 64 54 

Allgemeine Wohngebiete,  

Kleinsiedlungsgebiete (WA) 

55 40 59 49 

Reine Wohngebiete (WR) 50 35 59 49 
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Kurgebiete, Krankenhäuser und Pflegestätten 45 35 57 47 

 

Das Büro Technische Akustik, Prof. Dr. Alfred Schmitz, hat im Mai 2010 eine Prognose über 
die zu erwartenden Geräuschimmissionen und -emissionen in der Nachbarschaft der geplanten 
Gebäude im Plangebiet entwickelt.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Der Bestand ist durch die Geräuschimmissionen durch Verkehr und Gewerbe innerhalb der In-
nenstadt vorbelastet. Durch die urban geprägte Umgebung ist auch die Nutzung der heutigen 
Bebauung insbesondere längs der Hochdahler Straße und der Berliner Straße als vorbelastet 
zu beurteilen. Im Umfeld gilt die als Bewertungsgrundlage herangezogene Berliner Straße als 
stark belastet. Die beschriebenen Faktoren weisen für den Bestand auf eine zum Teil stark vor-
belastete Situation in Bezug auf den Straßenverkehrslärm hin. 

b) altes Baurecht 

Aus den vorgesehenen Nutzungen des alten Planungsrechtes ergeben sich typische nutzungs-
bedingte Lärmimmissionen. Eine Einschätzung der Verkehrsmengen und der diesbezüglichen 
Lärmpegel kann auf Grundlage des Bebauungsplanes nicht vorgenommen werden. Gleiches 
gilt für den Gewerbelärm, der auf Grundlage des rechtskräftigen Bebauungsplans erzeugt wor-
den wäre. Eine Einschätzung sowohl für den Gewerbelärm, als auch für Verkehrslärm ist für 
das geltende Planungsrecht daher nicht möglich. Es ist jedoch davon auszugehen, dass mit 
Aufstellung des rechtskräftigen Bebauungsplanes in Bezug auf Lärmimmissionen die einschlä-
gigen Immissionswerte zur Beurteilung von Lärm aufgrund der Vorbelastung nicht eingehalten 
worden wären. Immissionsschutzfestsetzungen sind im rechtskräftigen Bebauungsplan nicht 
enthalten  

c) neues Baurecht 

Im Rahmen der Prognose und die zu erwartenden Geräuschimmissionen wurde durch den Gut-
achter in Gewerbe- und Verkehrslärm unterschieden. 

Gewerbelärm: 

Für den Vorhabenstandort gelten die Immissionen welche aus dem Betrieb der gewerblichen 
Nutzungen inklusive des zugehörigen Werksverkehrs sowie des Parkverkehrs resultiert. Durch 
die Umsetzung des Planungsrechts kommen Lärmquellen aus den bertiebsbedingten Anlagen, 
wie bspw. Lüftungsanlagen hinzu. Bei der vorgegebenen Betriebsweise und Bauausführung 
können die Immissionsrichtwerte in allen Immissionsorten während der Tageszeit eingehalten 
werden. Nachts werden an der Fassade der Tiefgaragenein- und -ausfahrten die Immissions-
richtwerte um bis zu 5 dB(A) überschritten. Aufgrund der Überschreitungen sind im Bebau-
ungsplan Immissionsschutzmaßnahmen getroffen. 

Verkehrslärm: 

Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung in Bezug auf den verkehrsinduzierten 
Lärm zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für Kerngebiete (65 dB(A) tagsüber 
und 55 dB(A) nachts) durch die Geräuschimmissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr an 



STADT HILDEN  VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 73A, 6. ÄNDERUNG (VEP NR. 13)  

 

 

ISR Stadt + Raum GmbH & Co.KG  24 

den Fassaden in Richtung Berliner Straße und Hochdahler Straße tagsüber um bis zu 11 dB(A) 
und nachts um bis 13 dB(A) überschritten werden. Als weiterer Referenzwert in der schalltech-
nischen Untersuchung werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV herangezogen. Die 
Immissionsgrenzwerte der 16 BImSchV werden ebenfalls an den benannten Straßenzügen ü-
berschritten. Ferner werden die Immissionsgrenzwerte der 16 BImSchV nur an den neu geplan-
ten Gebäuden an der Mühlenstraße tagsüber und nachts um bis zu 4 dB(A) überschritten. Die-
se Überschreitungen sind bereits im Bestand vorhanden. 

An den bestehenden Wohnhäusern nördlich der Mühlenstraße werden die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45/40 dB(A) nachts um bis 
zu 8 dB(A) überschritten. Im Bestand sind jedoch bereits Überschreitungen erkennbar. Durch 
die geringfügige Zunahme der Verkehrsstärke auf der Mühlenstraße ergibt sich nach Umset-
zung der Planung für die Häuserfassaden an der Mühlenstraße eine Zunahme der Geräusch-
immissionen aus dem öffentlichen Straßenverkehr um bis zu 0,1 dB(A). Aufgrund der Lärmein-
wirkungen werden Immissionsschutzfestsetzungen im Bebauungsplan getroffen. 

Auswirkung 

Gewerbelärm: 

Die Richtwerte der TA Lärm können an allen Immissionsorten unter der Voraussetzung ein-
gehalten werden, dass alle Anlagen entsprechend dem heutigen Stand der Lärmtechnik betrie-
ben und die als Minderungsmaßnahmen festgesetzten Sachverhalte umgesetzt werden.  

Verkehrslärm: 

Gemäß schalltechnischer Untersuchung werden die Immissionsrichtwerte der DIN 18005 sowie 
die als Referenzwert hinzugezogenen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV überschritten. 
Die Überschreitungen sind zu einem großen Teil der Lärmeinwirkungen ausgehend der Berliner 
Straße und der Hochdahler Straße zurückzuführen. Für den Bereich der Mühlenstraße sind im 
bestand bereits Überschreitungen der Orientierungswerte zu verzeichnen, durch die Neupla-
nung können sich durch die Planung geringfügige Erhöhungen der Geräuschimmissionen um 
bis zu 0,1 dB(A) ergeben. Bei der Erhöhung des Verkehrsaufkommens in der Mühlenstraße 
handelt es sich jedoch um eine nicht wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV, da nach 
dieser nur eine Überschreitung von > 70 dB(A) am Tag als wesentlich zu bezeichnen ist. Des 
Weiteren wird keine Erhöhung der Geräuschimmissionen um 3 dB(A) ermittelt. 

Es ist jedoch auch zu berücksichtigen, dass in weiten Teilen des Plangebietes, auch für Teile 
der Mühlenstraße durch die Planung sich eine Verbesserung der Lärmsituation ergibt. Dies ist 
durch die neuen Gebäude längs der Hochdahler Straße zurückzuführen. Diese Gebäude bilden 
einen aktiven Lärmschutzriegel gegenüber der Hochdahler Straße aus, somit sind gemäß den 
Farbkarten der schalltechnischen Untersuchung Verbesserungen abzulesen. Deutliche Verbes-
serungen in Bezug auf die Lärmimmissionen treten für den St. Jacobusplatz als auch die vor-
handene Bebauung im westlichen Abschnitt der Mühlenstraße auf. 

Ergebnis 

Gewerbelärm 
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Durch die Umsetzung der Planung kommt es zu keinen Überschreitungen der Immissionsricht-
werte während der Tageszeit. Nachts werden durch die Tiefgaragenein- und -ausfahrten die 
Immissionsrichtwerte an den angrenzenden Fassaden überschritten. Durch die Festgesetzten 
Anforderungen an die Lärmtechnik und die getroffenen Immissionsschutzfestsetzungen ist Ins-
gesamt davon auszugehen, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 

Verkehrslärm 

Durch die Planung gehen in Teilbereichen die Erhöhung der Lärmimmissionen und die Über-
schreitung von Immissionsricht- und Grenzwerten einher. Die Überschreitungen sind jedoch 
nicht erstmalig, es sind keine wesentlichen Änderungen gemäß 16. BImSchV festzustellen. 
Ferner geht von der Neubebauung längs der Hochdahler Straße ein aktiver Lärmschutz hervor. 
Hierdurch sind in weiten Teilen des Plangebietes Verbesserungen in Bezug auf die Lärmsitua-
tion zu verzeichnen. Aufgrund der Planung und der im Bebauungsplan getroffenen Immissions-
schutzfestsetzungen ist nicht mit Auswirkungen zu Rechnen, die die Schwelle der Erheblichkeit 
erreichen oder übersteigen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für das Schutzgut Mensch insbesondere in Be-
zug auf die Lärmbelastung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 

 

Bewertung: Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten 

3.2  Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften/Biotoptypen 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt in § 44 die Vorschriften für besonders und 
streng geschützte Tier- und Pflanzenarten, die sog. „planungsrelevanten Arten“. Demnach ist 
es verboten, Tiere zu töten, während bestimmten Zeiten erheblich zu stören oder Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten zu beschädigen. Daneben ist es verboten, Pflanzen zu beschädigen. 

Um dem Gesetz Rechnung zu tragen, wurden in einem ersten Schritt das Vorkommen streng 
bzw. besonders geschützter Arten anhand des Naturschutz-Fachinformationssystems unter 
www.naturschutz-fachinformationssystem-nrw.de geprüft. Anhand der Liste der planungsrele-
vanten Arten des Messtischblattes 4807 wurden die Habitatanforderungen der Arten mit den im 
Plangebiet vorhandenen Raumstrukturen verglichen und bei mehreren Ortsbegehungen zu un-
terschiedlichen Jahres- und Tageszeiten in der Örtlichkeit überprüft. Die Ergebnisse sind im 
Folgenden zusammengefasst. 

Beschreibung 

a) Bestand 

Die Bestandssituation im Plangebiet ist geprägt von der stark urbanen Umgebung in der Innen-
stadt von Hilden. Die Flächen sind überwiegend versiegelt, vereinzelt sind Ziergehölz- und 
Baumpflanzungen zu finden. Im Bereich des Pfarrhauses sowie im Bereich des Jugendheimes 
St. Jacobus und der Kaplanei sind zum Teil unversiegelte Gartenflächen vorhanden.  

b) altes Baurecht 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 73A von 1983 sind die Flächen des Plangebietes als 
Kerngebiete (MK) sowie Straßenverkehrsflächen festgesetzt. Die Grundflächenzahl im Kernge-
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biet (MK) beträgt 1,0, folglich sind die Flächen des Plangebietes als versiegelte Flächen defi-
niert. Im westlichen Anschluss an das Reichshofgebäudes ist im Bebauungsplan eine Linde 
zum Erhalt festgesetzt.  

c) neues Baurecht 

Das neue Baurecht sieht grundsätzlich eine Fortschreibung der Festsetzungen aus dem Jahre 
1983 vor. Die Verkehrs- und Bauflächen werden im Gebiet durch die Planung neu aufgeteilt.  
Die überbaubaren Flächen sind an die neue städtebauliche Konzeption angepasst. Die bereits 
gemäß altem Baurecht festgesetzte Linde wird im neuen Baurecht ebenfalls zum Erhalt festge-
setzt. 

Auswirkung 

Gegenüber dem alten Planungsrecht stellt das Planvorhaben grundsätzlich eine Fortschreibung 
der Situation dar. Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß vorliegendem Entwurf 
angepasst, durch die neue Planung werden bestehende Gartenbereiche des Jugendheimes St. 
Jacobus sowie einzelne Gehölze im Plangebiet überplant.  

Hinweise auf planungsrelevante Arten liegen für den Bereich nicht vor. Im Rahmen der Erster-
kundung wurde eine faunistische Untersuchung zum Vorkommen von planungsrelevanten Ar-
ten durchgeführt. Das Vorkommen streng bzw. besonders geschützter Arten wurde anhand der 
Naturschutz-Fachinformationssysteme NRW unter www.naturschutz-fachinformationssysteme-
nrw.de geprüft. Anhand der Liste planungsrelevanter Arten des Messtischblattes 4807 (Hilden) 
wurden die Habitatanforderungen der Arten mit den im Plangebiet vorhandenen Raumstruktu-
ren und Lebensraumtypen verglichen. 

Im Plangebiet befindet sich keine registrierte Biotop- bzw. Biotopverbundfläche. Ferner ist es 
nicht Bestandteil eines gemeldeten FFH- oder Vogelschutzgebiets. 

Der überwiegende Teil der planungsrelevanten Arten des Messtischblattes, unter Eingrenzung 
der Lebensraumtypen, ist im Erhaltungszustand als günstig zu bewerten. Im Plangebiet sind 
potenzielle Lebensräume für siedlungsangepasste Arten vorhanden. In der Einzelbetrachtung 
(Art-für-Art-Betrachtung) wurde jede möglicherweise vorkommende Art in Bezug auf die Le-
bensraumansprüche untersucht und hieraus ein potenzielles Vorkommen abgeleitet. 

Die planungsrelevanten Arten des Messtischblattes Nr. 4807 haben im Plangebiet keinen natür-
lichen Lebensraum. Lediglich das Vorkommen der Zwergfledermaus kann nicht ausgeschlos-
sen werden. Die Zwergfedermaus gilt als eine siedlungsangepasste Art, die auch im innerstäd-
tischen Raum auftritt. Durch die vorgestellte Planung wird zum derzeitigen Kenntnisstand keine 
unmittelbare Fortpflanzungs- und Ruhestätte zerstört. Das Vorkommen von planungsrelevanten 
Arten ist gegenwärtig nicht bekannt. Darüber hinaus wurden keine sonstigen Arten festgestellt, 
für welche die  Verbotstatbestände gem. BNatSchG § 44 entgegensprächen. Ferner wurden in 
einer Recherche in der „Landschaftsinformationssammlung“ (@LINFOS) des Ministeriums kei-
ne Anhaltspunkte für planungsrelevante Arten gefunden. Insgesamt ist der durch das Vorhaben 
verursachte Eingriff in Bezug auf die planungsrelevanten Arten als nicht erheblich einzustufen, 
da die Kernbereiche bzw. Verbreitungsschwerpunkte der lokalen Populationen nicht betroffen 
sind. 
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Ergebnis 

Durch die anthropogen überformten und stark versiegelten angrenzenden Flächen ist das Plan-
gebiet einer geringen ökologischen Wertigkeit zuzuordnen. Durch die Umsetzung der Planung 
kommt es zwar zu einer Anpassung der überbaubaren Flächen und zu einer effektiv höheren 
Versiegelungsrate, jedoch werden im Bereich des Pfarrgartens unversiegelte Bereiche erhal-
ten. Das Vorkommen der Zwegfledermaus kann nicht ausgeschlossen werden, Auswirkungen 
auf planungsrelevante Arten sind nicht zu erwarten, da zum derzeitigen Kenntnisstand keine 
unmittelbare Fortpflanzungs- und Ruhestätte zerstört wird.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Auswirkungen der Planung auf den Bestand 
der Arten und Lebensgemeinschaften und Biotoptypen als nachrangig zu betrachten sind. 

Bewertung: Ist als nachrangig zu betrachten 

3.3  Schutzgut Orts-/ und Landschaftsbild 

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Ort- und Landschaftsbild stehen die optischen Eindrücke 
in der Betrachtung im Vordergrund. Von Bedeutung sind die Aspekte Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit als festgelegte Faktoren für die Bewertung. Im Folgenden wird das Schutzgut Orts- 
und Landschaftsbild verbal argumentativ beschrieben und bewertet. Auf die Betrachtung des 
Landschaftsbildes wird jedoch verzichtet, da das Plangebiet vollständig dem Innenstadtbereich 
zuzuordnen ist. 

Beschreibung 

a) Bestand 

Das Plangebiet ist sehr stark urban geprägt und wird durch die bestehenden Strukturen be-
stimmt. Umrahmt von Geschäfts- und Bürohäusern ist das Gebiet einer typischen Innenstadtla-
ge zuzuordnen. Südlich angrenzend verläuft die Mittelstraße, eine der Haupteinkaufsstraßen in 
der Innenstadt von Hilden. Im östlichen Anschluss des Plangebietes verläuft die Hochdahler 
Straße, an der sich weitere Wohn- und Geschäftshäuser anordnen. Im Plangebiet befinden  
sich die Baudenkmäler St. Jacobuskirche (einschl. Sakristei) und das Pfarrhaus. Des Weiteren 
befindet sich im Plangebiet das alte Reichshofgebäude aus dem Jahr 1911. Neben dem 
Reichshofgebäude befinden sich einzelne Gebäude (Jugendheim, Gebäude des portugiesi-
schen Zentrums, Gebäude des Sozialdienstes katholischer Frauen und Männer e.V. (SKFM)) 
im Plangebiet, die hinsichtlich der Lage und Zuordnung zueinander in keinem klaren Konsens 
stehen. Die Bebauung im Plangebiet ist im Bestand zwischen einem und drei Geschossen zu-
züglich Dach ausgebildet. Die Kirche ist das höchste Gebäude im Plangebiet. 

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht setzt für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ein 
Kerngebiet (MK) sowie in Teilen eine Überlagerung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit bis 
zu max. vier zulässigen Geschossen fest. Längs der Berliner Straße und der Hochdahler Stra-
ße sowie in deren Eckbereich ist eine geschlossene, straßenrandbegleitende Bebauung vorge-
sehen. Die im Plangebiet befindlichen Baudenkmäler sind im Bebauungsplan nachrichtlich ge-
kennzeichnet.   
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c) neues Baurecht 

Das neue Baurecht setzt für das Plangebiet leicht vergrößerte überbaubare Flächen fest. Der 
Eckbereich Berliner Straße/Hochdahler Straße wird gemäß neuem Planrecht offen gestaltet, so 
dass Blickbeziehungen gebildet werden können. In diesem Eckbereich soll eine eckbetonende 
Bebauung vorgesehen werden, um auch gegenüber der östllich befindlichen Bebauung, im 
Eckbereich Berliner Straße/Hochdahler Straße, ein entsprechendes Pendant gegenüberzustel-
len. Die Bebauung längs der Hochdahler Straße soll mit einer viergeschossigen Bebauung sich 
in die Höhensituation der umgebenden Gebäude einfügen. Ferner wird längs der Hochdahler 
Straße eine Gliederung der überbaubaren Grundstücksfläche (Baulücke) vorgesehen, um 
Blick- und Wegebeziehungen zur St. Jacobuskirche zu erzeugen. Die Planung beabsichtigt, die 
bestehende Gebäudestruktur nördlich des Plangebietes aufzugreifen und über das Plangebiet 
zu erweitern. Somit soll ein schützender Mantel um die St. Jacobuskirche ausgebildet werden. 
Durch das neue Baurecht wird eine Überplanung des alten Reichshofes vorbereitet. Die Pla-
nung sieht jedoch gestalterische Vorgaben für die Rekonstruktion des Reichhofes vor. Die im 
Plangebiet befindlichen Baudenkmäler werden nachrichtlich als Baudenkmäler im Bebauungs-
plan gekennzeichnet.  

Auswirkung 

Das neue Baurecht sieht für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein Kerngebiet (MK) mit 
der Festsetzung der maximalen Höhe der baulichen Anlagen und leicht vergrößerten überbau-
baren Flächen vor. Durch die Planung soll analog der bestehenden Situation eine straßenrand-
begleitende Bebauung fortgeführt werden, der Eckbereich der Berliner Straße/Hochdahler Stra-
ße soll über eine entsprechende Bebauung markiert werden. Die Planung nimmt Rücksicht und 
bezieht sich hinsichtlich der Lage der überbaubaren Grundstücksflächen aber auch in Bezug 
auf die Höhenfestsetzungen auf die im Plangebiet vorhandenen Baudenkmale. Durch die be-
absichtigte Rekonstruktion des Reichshofes kann in einer modernen Interpretation die ortsbild-
prägende Fassade erhalten bzw. neu errichtet werden. Somit sind keine relevanten Auswirkun-
gen in Bezug auf das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten. 

Ergebnis 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass die heterogene Bebauung im Bestand durch eine klare 
Bebauungsstruktur überplant wird. Jedoch ist nach dem alten Baurecht keine Aussage über die 
Ausprägung der Gebäude festgehalten, welche als Grundlage für die Bewertung zwischen al-
tem und neuem Baurecht herangezogen werden kann. Somit reduziert sich die Beurteilung auf 
die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung, wonach keine erheblichen Auswirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten sind. Die Überplanung des Reichshofes ist in 
Bezug auf das Ortsbild negativ zu werten, da jedoch die Neuplanung hier eine Rekonstruktion 
mit entsprechenden gestalterischen Vorgaben vorsieht, werden keine erheblichen Auswirkun-
gen erwartet.    

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet. 
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3.4  Schutzgut Boden 

Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosystem ein 
und ist damit ein wichtiger Bestandteil der natürlichen Lebensgrundlagen. Nach dem BauGB ist 
ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Nachverdichtung und In-
nenentwicklung anzustreben.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Das Plangebiet ist im Bestand weitgehend versiegelt. Laut digitaler Bodenkarte NRW herr-
schen für den Bereich hauptsächlich typische Braunerden vor. Die Böden werden aus Sand, 
zum Teil schwach humosen Sand und schwach lehmigen Sand aus Flugsand sowie zum Teil 
aus Plaggenböden über Sand und schwach lehmigen Sand aus Flugsand über Sand und 
schwach lehmigen Sand sowie stellenweise Kies aus Terrassenablagerungen in der Bodenkar-
te beschrieben. Natürliche Bodenfunktionen sind im Plangebiet aufgrund der anthropogenen 
Überformung nicht mehr vorhanden. Der Unteren Bodenschutzbehörde liegen keine Erkennt-
nisse, Hinweise oder Verdachtsmomente zu Altlasten, schädlichen Bodenveränderungen sowie 
dadurch bedingte Beeinträchtigungen vor. 

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht sieht bis auf den Bereich des zum Erhalt festgesetzten Baumes westlich des 
Reichshofgebäudes eine vollflächige Versiegelung im Bereich der Kerngebiete und der Stra-
ßenverkehrsflächen vor. 

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Baurecht wird aus planungsrechtlicher Sicht eine Versiegelung ermöglicht, 
die exakt dem alten Baurecht entspricht. Bis auf den Bereich der Baumscheibe des zum Erhalt 
festgesetzten Baumes westlich des Reichshofgebäudes wird durch den Bebauungsplan eine 
vollflächige Versiegelung des Plangebietes vorbereitet.  

Auswirkung 

Durch die Planung werden derzeit bestehende zum Teil unversiegelte Gartenbereiche über-
plant. Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind jedoch nicht zu erwarten, da die Planung in 
Bezug auf die zulässige Versiegelungsrate aus planungsrechtlicher Sicht gegenüber dem be-
stehenden Baurecht gleich bleibt. Somit können die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als 
nachrangig betrachtet werden.  

Durch die anthropogene Überformung kann das Gebiet als vorbelastet angesehen werden, na-
türliche Bodentypen sind nicht mehr vorhanden.  

Ergebnis 

Da in Folge der Neuplanung das bestehende Planungsrecht im Wesentlichen fortgeschrieben 
wird, kann das Schutzgut Boden als nachrangig betrachtet werden.  

Bewertung: Kann als nachrangig betrachtet werden 
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3.5  Schutzgut Wasser 

Für die Bewertung des Schutzguts Wasser sind grundsätzliche die Bereiche Grundwasser und 
Oberflächenwasser zu unterscheiden. Da innerhalb des Plangebietes keine Oberflächenwässer 
vorhanden sind, wird im Folgenden lediglich der Bereich des Grundwassers verbal argumenta-
tiv bewertet.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Grundwasser: Es liegen derzeit keine Angaben zur Höhe des Grundwassers vor. 

b) altes Baurecht 

Nach altem Baurecht wird bis auf den Bereich der Baumscheibe des zu erhaltenden Baumes 
westlich des Reichshofgebäudes eine vollflächige Versiegelung vorbereitet.  

c) neues Baurecht 

Aus planungsrechtlicher Sicht entspricht die zulässige Fläche der Versiegelung gemäß Planung 
exakt der, die nach dem alten Baurecht zulässig war.  

Auswirkung 

Auswirkungen durch das Planvorhaben auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten, da in 
Grundzügen das alte Baurecht erhalten bleibt. Die Versiegelung bleibt aus planungsrechtlicher 
Sicht gleich, wodurch dieser Gesichtspunkt als nachrangig betrachtet werden kann. 

Ergebnis 

Da durch die Neuplanung das bestehende Planungsrecht im Wesentlichen erhalten und die 
Versiegelungsrate aus planungsrechtlicher Sicht gleich bleibt, werden keine Auswirkungen auf 
das Schutzgut Wasser erwartet. 

Bewertung: Es werden keine Auswirkungen erwartet. 

3.6  Schutzgut Klima und Luft 

Im Falle der Bebauung von Stadt- und Landschaftsräumen sind Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Klima und Luft zu analysieren. Dies geschieht verbal argumentativ.  

Beschreibung 

a) Bestand 

Der Untersuchungsraum liegt im atlantisch geprägten Klimaraum mit relativ milden Wintern und 
mäßigen Sommern. Die mittlere Lufttemperatur liegt bei 1,5 °C im Januar und bei 17,5 °C im 
Juli. Die mittlere Niederschlagshöhe beträgt ca. 800 mm. 

b) altes Baurecht 

In der Flächenbilanz lässt sich nach dem alten Baurecht bis auf den Bereich des zum Erhalt 
festgesetzten Baumes eine vollflächige Versiegelung ablesen. Das Planrecht sieht eine Bebau-
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ung als Kerngebiet sowie in Teilen mit Überlagerung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit ei-
ner ein- bis viergeschossigen Bebauung vor.  

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Planrecht erhöht sich der zulässige Versiegelungsgrad in der Flächenbilanz 
gegenüber dem alten Baurecht nicht. Mit dem Planrecht wird eine Bauweise im Kerngebiet mit 
einer max. Höhe festgelegt. Zusätzlich sind weitere flankierende Maßnahmen (z.B. Gründach, 
erhöhte Anforderungen an die Außendämmung) geplant. Diese werden im Durchführungsver-
trag verbindlich geregelt.  

Auswirkung 

Im urbanen und stark versiegelten Bereich nördlich der Mittelstraße ist der Bestand schon als 
vorbelastet anzusehen. Im Verhältnis zwischen altem und neuem Baurecht lassen sich keine 
erheblichen Auswirkungen in Bezug auf das Schutzgut Klima und Luft feststellen, da es keine 
wesentlichen Veränderungen gibt. Zusätzlich sind weitere Maßnahmen geplant, die sich positiv 
auf das Schutzgut auswirken.  

Die zu überplanende Gebäudesubstanz ist zum Teil zu Beginn des 20. Jahrhunderts errichtet 
worden. Der Wärmeschutz und die Heizungsanlagen entsprechen nicht den modernen Anfor-
derungen an eine energetisch optimale Wärmenutzung. Durch Neubau und die Nutzung von 
moderner Gebäudetechnik wird die Energiebilanz und damit verbundene mögliche Luftbelas-
tungen auch durch die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (ENEV) sowie des Er-
neuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) durch Hausbrand positiv beeinflusst. Es be-
steht die Absicht, im Plangebiet weitergehende Anforderung an die Außendämmung der Ge-
bäude vorzugeben. Hieraus ist eine Verbesserung gegenüber der Bestandssituation möglich. 

Als weitere Klimaschutzmaßnahmen soll in Teilbereichen der Neubauten eine Begrünung der 
Dachflächen erfolgen. Hieraus resultieren Positiveffekte für das lokale Kleinklima und die Be-
grünungsmaßnahmen wirken auch auf den Wasserhaushalt aus, da durch die Begrünung der 
Wasserabfluss des Niederschlagswassers verzögert wird. Im Durchführungsvertrag zwischen 
dem Vorhabenträger und der Stadt Hilden werden diese Maßnahmen zum Klimaschutz verbind-
lich geregelt.  

Durch die Neuplanung geht die Erhöhung der Verkehrsbewegungen in der Mühlenstraße und 
der Hochdahler Straße einher. Folglich erhöhen sich durch die Zunahme des Verkehrs auch die 
verkehrsinduzierten Luftimmissionen. Die Zunahme des Verkehrs ist jedoch in Relation zu den 
Verkehrsbewegungen in den umliegenden Straßen zu vernachlässigen. Insgesamt werden 
durch die Neuplanung und die Umsetzung der Planung keine wesentlichen Beeinträchtigungen 
des Schutzgutes erwartet. 

Ergebnis 

Auf Grund der Vorbelastungen und der nicht wesentlichen Änderung des Planungsrechts ist 
das Schutzgut als nachrangig zu betrachten. 

Bewertung: Kann als nachrangig betrachtet werden 
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3.7  Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Unter Kultur- und Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Be-
deutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archäologische Schätze darstellen. Wichtige 
Grundlagen bilden hier die jeweiligen Denkmallisten der Stadt oder des Landes. Die Bewertung 
erfolgt verbal argumentativ. 

 

Beschreibung 

a) Bestand 

Die Bestandssituation im Plangebiet ist geprägt von der stark urbanen Umgebung in der Innen-
stadt von Hilden. Die Bebauung Mühlenstraße Nr. 8 sowie die St. Jacobuskirche (einschl. Sak-
ristei) sind als Baudenkmal in der Denkmalliste eingetragen.  

Das Plangebiet befindet sich zum Teil innerhalb der Satzung für den Denkmalbereich Innen-
stadt in der Stadt Hilden vom 03.09.1987. Das Gebäude Mühlenstraße Nr. 8 und die St. Jaco-
buskirche sind in dem sachlichen Geltungsbereich dieser Satzung inbegriffen. Der Ursprung 
der St. Jacobuskirche geht auf einen Holzbau von 1682 zurück, die in den Jahren 1745 bis 
1749 durch eine steinerne Kirche ersetzt wurde. Im Umfeld der St. Jacobuskirche befand sich 
ein konfessioneller Friedhof, auf dem bis 1807 Bestattungen durchgeführt wurden. 

Der alte Reichshof aus dem Jahr 1911 ist zwar nicht als Baudenkmal in der Denkmalliste einge-
tragen, jedoch wird der Reichshof als prägendes und bedeutendes Gebäude in Bezug auf 
stadtgestalterische Aspekte benannt.   

b) altes Baurecht 

Das alte Baurecht setzt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes das Gebäude Mühlenstraße 
Nr. 8 und die St. Jacobuskirche als Baudenkmal nachrichtlich fest. 

c) neues Baurecht 

Nach dem neuen Planrecht werden das Gebäude Mühlenstraße Nr. 8 und die St. Jacobuskir-
che nachrichtlich als Denkmal fortgeschrieben und als Fläche für den Gemeinbedarf festge-
setzt. In der Planung werden Sicht- und Wegeachsen gebildet, die insbesondere auf die St. Ja-
cobuskirche Bezug nehmen. Ferner wird bei der Festsetzung der max. zulässigen Höhe der 
geplanten Gebäude die Firsthöhe der Kirche als Referenz angenommen. Die Planung beab-
sichtigt, die bestehende Gebäudestruktur nördlich des Plangebietes aufzugreifen und über das 
Plangebiet zu erweitern. Somit soll ein schützender Mantel um die St. Jacobuskirche ausgebil-
det werden. Durch das neue Baurecht wird eine Überplanung des alten Reichshofes vorberei-
tet. 

Auswirkung 

Auswirkungen auf die vorhandenen Denkmäler innerhalb des Plangebietes sind nicht zu erwar-
ten. Der Bebauungsplan übernimmt die bestehenden Baudenkmäler nachrichtlich. Durch die 
beabsichtigte Rekonstruktion des Reichshofes kann in einer modernen Interpretation die orts-
bildprägende Fassade erhalten bzw. neu errichtet werden. 
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Da die Lage der Vorgängerkirche und die Fläche des vormaligen Friedhofs nicht eindeutig be-
kannt sind, wurden in Abstimmung mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege Untersuchungen 
zur archäologischen Situation vorgenommen. Hier erfolgte zunächst eine Überprüfung des be-
stehenden Karten- und Archivbestandes auf Hinweise zum Standort der Vorgängerkirche der 
Pfarrkirche St. Jacobus sowie deren Kirchhof. In einem weiteren Schritt wurden die Ergebnisse 
dargelegt und der weitere Untersuchungsumfang mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege 
abgestimmt. Daraufhin wurde eine archäologische Sachverhaltsermittlung durch eine Fachfirma 
in Form einer Sondierung durchgeführt. Es wurde eine ca. 8 x 5 m große Sondagefläche im Be-
reich nordöstlich der Kirche angelegt. Die Sondage wurde ca. 1,5 m tief ausgehoben. Im Er-
gebnis der Untersuchung wurden in den oberen Bodenhorizonten menschliche Knochenreste 
gefunden. Klare Hinweise zur Lage des alten Kirchhofes bestehen jedoch nach den Befunden 
nicht. Ferner wurde Abbruchschutt in der Sondagefläche vorgefunden. Hierbei bleibt unklar, ob 
es sich bei der vorgefundenen Grube um einen ausgebrochenen Keller handelt. Der Standort 
der Vorgängerkirche wird nach Interpretation des Karten- und Archivbestandes für den westli-
chen Teilbereich der heutigen Lage der St. Jacobuskirche mit hoher Wahrscheinlichkeit vermu-
tet. 

Ergebnis 

Da durch die Neuplanung das bestehende Planungsrecht weitgehend fortgeschrieben wird und 
die Planung die Baudenkmäler nachrichtlich sowie den Reichshof in Form der Rekonstruktion 
berücksichtigt, werden keine wesentlichen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sach-
güter erwartet.  

Da nach den vorgenommenen Untersuchungen nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei 
Umsetzung der Planung die Belange des Bodendenkmalschutzes berührt werden, sind die an-
stehenden Erdarbeiten unter archäologischer Fachaufsicht durchzuführen. 

Bewertung: Es werden zum derzeitigen Zeitpunkt keine erheblichen Auswirkungen erwartet. 
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3.8  Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 

Die zu betrachtenden Umweltbelange beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Ma-
ße. Um die verschiedenen Formen der Wechselwirkungen zu ermitteln, werden die Beziehun-
gen der Umweltbelange in ihrer Ausprägung ermittelt und miteinander verknüpft, wie die fol-
gende Tabelle zeigt. 

 

 Mensch 
Tiere / 

Pflanzen 
Boden Wasser 

Klima / 

Luft 

Land-

schafts-

bild 

Mensch  O O O O O 

Tiere / 

Pflanzen 
O  O O O O 

Boden O O  O O O 

Wasser O O O  O O 

Klima / 

Luft 
O O O O  O 

Land-

schafts-

bild 

O O O O O  

O = neutrale / keine erhebliche Auswirkung 

3.9  Eingriffsbilanzierung - Kompensationsbedarf 

Für das Planvorhaben existiert ein geltender Bebauungsplan aus dem Jahr 1983. Mit der Auf-
stellung der 6. Änderung des Bebauungsplanes 73A wird eine annähernd gleiche Auslastung 
des Plangebietes vorbereitet. In der Betrachtung des Verhältnisses zwischen altem und neuem 
Baurecht ist zu beachten, dass der Eingriff in Boden, Natur und Landschaft bereits vor der pla-
nerischen Entscheidung über die 6. Änderung des Bebauungsplanes i.S.d. § 1a (3) BauGB zu-
lässig war. 

Aus der Flächenbilanz in der Gegenüberstellung der Planrechte ergibt sich ein rechnerischer 
Überschuss von 0 Wertpunkten. Der Erfüllungsgrad beträgt somit 100 %. Der Eingriff ist somit 
als unerheblich zu bewerten. 
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Flächenbilanz: 

Bewertet nach den Arbeitshilfen zur Eingriffsbewertung MURL   

von 2008    

     

A) Bestand nach geltendem Planrecht BP 73A vom 1983     

Code Biotoptyp Fläche in m² Grundwert Gesamtwert 

          

1.1 versiegelte Fläche (Verkehrsfläche) 3.450 0 0 

1.1 versiegelte Fläche (MK) GRZ 1,0 10.050 0 0 

7.4 Einzelbaum, lebensraumtypisch*) 10 7 70 

  gesamt: 13.510    

Gesamtflächenwert A 70 

*) Aufwertung +2 Werteinheiten auf Grund starkes Baumholz   

     

B) Planung nach neuem Planrecht BP 73A, 6. Änderung     

Code Biotoptyp Fläche in m² Grundwert Gesamtwert 

          

1.1 versiegelte Fläche (Verkehrsfläche) 3.130 0 0 

1.1 versiegelte Fläche (MK) GRZ 1,0 10.370 0 0 

7.4 Einzelbaum, lebensraumtypisch*) 10 7 70 

  gesamt: 13.510    

Gesamtflächenwert B 70 

*) Aufwertung (+2 Werteinheiten) auf Grund starkes Baumholz   

     

Gesamtbilanz Gesamtflächenwert B 70 

   - Gesamtflächenwert A 70 

   Defizit in Punkten 0 

   Erfüllungsgrad 

    100,00% 

VERSIEGELUNG: VERSIEGELUNGSGRAD:  

A) 13.500 m² A) 99,9 %  

B) 13.500 m² B) 99,9 %  
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4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher 
nachteiliger Umweltauswirkungen 

Die Planung führt zu einer ausgeglichenen Bilanz in Bezug auf die ökologische Wertigkeit des 
bestehenden Baurechtes gegenüber dem geplanten Baurecht. Des Weiteren werden im Be-
bauungsplanverfahren Klimaschutzmaßnahmen (Gründach, Erhöhte Anforderungen an die Au-
ßendämmung) vorgesehen, die sich hinsichtlich der ökologischen Wertigkeit positiv auswirken. 
Diese Maßnahmen werden im Durchführungsvertrag geregelt. Da kein naturschutzfachliches 
Defizit ermittelt wurde, sind weitergehende Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich.  

 

In Bezug auf das Schutzgut Mensch werden für das Vorhaben als Voraussetzung für die Ein-
haltung der Richtwerte der TA Lärm folgende bauliche Vorgaben gemacht: 

- Die Schallleistungspegel der stationären Anlagen (Auslässe z.B. von Lüftung und Kühlung) 

sind in Summe auf folgende Werte zu begrenzen: Tag/Nach: </= 70 dB(A) 

- An einer eventuellen Regenrinne der Tiefgarageneinfahrt sind Maßnahmen zur Geräusch-

minderung (z.B. Auflagerung des Gitterrostes auf Hartgummiprofile) vorzusehen. 

- Garagenrolltore im Bereich der Tiefgarageneinfahrt nach dem Stand der Lärmminderungs-

technik geräuscharm ausbilden. 

In Bezug auf das Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter werden für das Vorhaben als Vor-
aussetzung für die Berücksichtigung der Belange der Bodendenkmalpflege folgende Vorgaben 
gemacht: 

- Die im Rahmen der Umsetzung der Planung anstehenden Erdarbeiten sind unter archäolo-

gischer Fachaufsicht durchzuführen.  

5 Entwicklungsprognose – 0-Variante 

In der Entwicklungsprognose der 0-Variante, wenn die aktuelle Planung nicht umgesetzt würde, 
könnte nach dem alten Planungsrecht des Bebauungsplanes aus dem Jahr 1983 die Fläche 
beplant werden. Das alte Baurecht setzt im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein Kerngebiet 
(MK) sowie in Teilen eine Überlagerung durch eine Fläche für den Gemeinbedarf mit bis zu vier 
zulässigen Geschossen und einer vollflächigen Versiegelung fest. Die bestehenden Gebäude 
im Plangebiet sind zum Teil untergenutzt, in den letzten Jahren konnte sich insbesondere im 
Bereich des Reichshofgebäudes auf Grund des Gebäudezuschnitts keine  
adäquate Nutzung einstellen.   

6 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) B-Plan Nr. 73 A, 6. Änderung, ist ein zwischen In-
vestor und Gemeinde abgestimmter Plan, der das konkrete Bauvorhaben und die Erschlie-
ßungsmaßnahmen regelt. Im Jahr 2007 wurde ein Investorenwettbewerb zur Entwicklung des 
Plangebietes durchgeführt. Bei dem Investorenwettbewerb wurden mehrere Entwürfe erarbei-
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tet, der vorliegende Entwurf wurde von den Juroren als Wettbewerbssieger tituliert. Vor diesem 
Hintergrund wurden im Bauleitplanverfahren keine anderweitigen Planungsmöglichkeiten ge-
prüft. 

7 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der 
planungsbedingten, erheblichen Umweltauswirkungen 

Gemäß § 4c BauGB ist es das Ziel des sog. „Monitorings“, die erheblichen Umweltauswirkun-
gen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen und unvorher-
gesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln, um ggf. geeignete Abhilfemaßnah-
men ergreifen zu können.  

Da durch die Aufstellung und Durchführung des Bebauungsplanes nach gegenwärtigem Infor-
mationsstand keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, kann demzufolge bei 
diesem verbindlichen Bauleitplan die Festlegung von Überwachungsmaßnahmen i.S.d. § 4c 
BauGB entfallen.  

8 Schwierigkeiten bei der Erstellung des Umweltberichtes 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind grundsätzlich nicht aufgetreten. 
Gleichwohl beruhen einige Angaben auf grundsätzlichen oder allgemeinen Annahmen. So kön-
nen einzelne Auswirkungen hinsichtlich ihrer Reichweite oder Intensität heute nicht eindeutig 
beschrieben werden. Die relevanten Umweltfolgen des Bebauungsplanes sind in Gutachten 
überprüft worden, so dass hinreichende Beurteilungskriterien für eine umweltverträgliche Reali-
sierung des Baugebietes vorliegen. 

In der schalltechnischen Untersuchung wurde als Berechnungsgrundlage eine Geschwindigkeit 
von 30 Km/h für die Mühlenstraße angesetzt. Tatsächlich ist in diesem verkehrsberuhigten Be-
reich Schrittgeschwindigkeit (4-7 Km/h) einzuhalten. Da jedoch das Berechnungsmodell unter 
Bezugnahme auf die RSL-90 als kleinste Kenngröße 30 Km/h ansetzt, ist davon auszugehen, 
dass unter Beachtung der zulässigen Geschwindigkeit die in der schalltechnischen Untersu-
chung aufgeführten Lärmimmissionen nicht erreicht werden.  

Für das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter wurde eine archäologische Sachverhaltser-
mittlung durchgeführt. Da zum derzeitigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen werden kann, dass 
bei Umsetzung der Planung die Belange des Bodendenkmalschutzes berührt werden, sind bei 
Umsetzung der Planung weitergehende Untersuchungen durchzuführen. 

 

Im Auftrag der Reichshof Hilden GmbH i.G. 

 

Haan, den 27.05.2010 

 

Dipl.-Ing. (FH) M.Sc. Stadtplaner AKNW Jan Roth 

ISR Stadt + Raum GmbH & Co. KG 
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9 Zusammenfassung 

Die Planung sieht eine für den zentralen Standort angemessene bauliche Nutzung mit Wohn- 
und Geschäftsgebäuden längs der Hochdahler Straße als auch der Mühlenstraße vor.  

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 73A aus dem Jahre 1983 setzt für den Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ein Kerngebiet (MK) mit der Überlagerung einer Flä-
che für den Gemeinbedarf mit typischen Ausnutzungskennziffern und Verkehrsflächen fest. 
Des Weiteren ist ein Baum (Linde) im Plangebiet zum Erhalt festgesetzt. Gemäß bestehendem 
Baurecht ist ein entsprechender Eingriff in Boden, Natur und Landschaft bereits vor der planeri-
schen Entscheidung über die 6. Änderung des Bebauungsplanes i.S.d. § 1a (3) BauGB zuläs-
sig.  

Das Schutzgut Mensch ist in Bezug auf die Lärmimmissionen untersucht worden. Insgesamt ist 
davon auszugehen, dass durch Umsetzung des Bebauungsplans keine ungünstigere schall-
technische Situation in Bezug auf den Gewerbelärm entstehen wird und daher keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.  

Die Erhöhung des Verkehrsaufkommens, die durch die geplanten Neubauten und Nutzungen 
hervorgerufen werden, kann im Sinne der 16. BImSchV als nicht wesentliche Änderung be-
zeichnet werden. Im Bebauungsplan sind passive Lärmschutzmaßnahmen aufgrund der Ver-
kehrslärms der umliegenden Straßen vorzusehen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für das Schutzgut Mensch insbesondere in Be-
zug auf die Lärmbelastung keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.  

Die Belange des Artenschutzes wurden anhand einer Potenzialabschätzung über Nist-, Brut- 
und Jagdreviere von planungsrelevanten Arten, insbesondere mögliche Vorkommen von Vogel- 
und Fledermausarten im Frühjahr/Sommer 2009 analysiert. Im Ergebnis lässt sich zusammen-
fassen, dass durch die Planung die Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG nicht berührt 
werden. Durch die im Plangebiet befindlichen anthropogenen Nutzungen kann schon im Be-
stand von dauerhaft anhaltenden Störungen ausgegangen werden, die eine Attraktivität der 
Strukturen als Nist- und Brutstätte stark einschränken. Die Zwergfledermaus kann wie in allen 
Siedlungsbereichen möglicherweise auftreten, die Strukturen im Plangebiet weisen jedoch eine 
geringe Attraktivität auf, da eine intensive anthropogene Nutzung im Plangebiet vorhanden ist.  

Durch die anthropogen überformten und stark versiegelten angrenzenden Flächen ist das Plan-
gebiet einer geringen ökologischen Wertigkeit zuzuordnen.  

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer geringen Beeinträchti-
gung durch die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe  sind keine 
erheblichen und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 
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